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1 Einleitung 

Aufgrund der Auffassung durch Wissenschaft und Politik, der Mensch habe eine erhebliche 

Auswirkung auf das Klima der Erde, greift die Politik in der Europäischen Union (EU) und 

insbesondere in Deutschland zunehmend das Thema des Klimaschutzes auf. Der wissen-

schaftliche Konsens, dass der Treibhausgaseffekt durch den Menschen und dessen Aktivi-

tät auf der Erde verstärkt wird, erklärt den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur, 

und begründet damit das Risiko von Extremwettereignissen und negativen Folgen für den 

Menschen (vgl. Deutscher Bundestag, 2017, S. 18, 19, 61, 62) 

Dem Bereich der Immobilien wird dabei eine nicht zu vernachlässigende Bedeutung zuge-

schrieben. Aus einer Studie zum Thema „Errichtung und Nutzung von Hochbauten“ welche 

den Gesamtanteil, der im Zusammenhang mit Gebäuden stehenden Kohlenstoffdioxid 

(CO2)- Emissionen ermittelt, gehen folgenden Aussage hervor: Wie in Abbildung 1 mit Hilfe 

eines Kreisdiagrams dargestellt, liegt der in Deutschland emittierte Gesamtausstoß bei 902 

Mio. CO2-Äquivalent. Der davon emittierte Anteil des Gebäudesektors, entspricht 40% und 

liegt damit noch vor dem Anteil der Energiewirtschaft (18%) und dem Anteil der des Ver-

kehrs (17%) auf Platz 1 der Gesamtemissionen. Laut Dr. Markus Eltges, Leiter des Bun-

desinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), wird für Gebäude in dieser Studie 

erstmalig der Gesamtanteil an Treibhausgasemissionen in Deutschland bilanziert, welcher 

alle vor- und nachgelagerten Prozesse mit einbezieht. Dies beinhaltet die Betrachtung der 

Errichtung, Herstellung, Modernisierung bis hin zur Nutzung und zum Betrieb von Wohn- 

und Nichtwohngebäuden, welche mit dem Ausstoß von Treibhausgasemissionen in Verbin-

dung stehen (vgl. Eltges M., 2020, Vorwort). 
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Abbildung 1: Anteil des Gebäudesektors an den THG-Emissionen Deutschlands entnommen 

aus (Etges, 2020, S. 30) 

Der enorm hohe Anteil des Gebäudesektors an den CO2-Gesamtemissionen birgt demzu-

folge das höchste Potential zur Minderung der klimaschädlichen Treibhausgase. Dieses 

Potential wird durch die Anzahl an Wohngebäuden in Deutschland, in Verbindung mit deren 

Baujahren und dementsprechenden Energiestandards ergänzt. 

 

Abbildung 2: Verteilung des Wohngebäudebestands gruppiert nach Baualter (BMWi, 2014, S. 
5) 

Wie in Abbildung 2 ersichtlich, wurde der Großteil der Wohngebäude (über 7 Millionen) in 

Deutschland in den Jahren 1949-1978 gebaut. Daraus ergibt sich ein hohes Sanierungspo-

tential. Laut der DENA-Sanierungsstudie von 2012 steht vom damaligen Zeitpunkt aus in 

den nächsten 20 Jahren für nahezu die Hälfte aller Wohngebäude in Deutschland eine Sa-

nierung an. In genau diesem Zeitraum befindet sich das Land nun, 12 Jahre später. Die 
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Frage, ob die Sanierung von Bestandsgebäuden gegenüber dem Neubau bevorzugt wer-

den sollte, ist demnach so relevant wie nie zuvor. Das entsprechende Potential für eine 

ökologische Einsparung an Emissionen im Gebäudesektor ist demnach nicht von der Hand 

zu weisen (vgl. DENA, 2012, S. 7). 

Die Europäische Union, sowie die Bundesrepublik Deutschland verfolgen zunehmend das 

Thema Klimaschutz. Es werden Verordnungen und Richtlinien durch die EU, sowie Verord-

nungen und Gesetze durch die BRD verabschiedet. Dadurch wird versucht, steuernd in 

verschiedenste Sektoren einzugreifen und bestimmte Klimaziele zu verfolgen. Mit dem zu-

letzt 2020 erlassenem Gebäudeenergiegesetz (GEG) oder dem europäischen Klimagesetz 

ergeben sich auch für den Gebäudesektor einschneidende Veränderungen. Wie sich der 

Ausstoß von Treibhausgasen des Bestandes verhält und welche Belastung (in Form von 

Treibhausgasen) ein Neubau für das Erreichen der Klimaziele darstellt, steht im Konflikt 

zueinander (vgl. Steger S., 2022, S. 7, 50). Diesen Konflikt zu ergründen, ihn aus verschie-

denen Perspektiven zu beleuchten und schlussendlich eine richtungsweisende Handlungs-

empfehlung zu geben, soll den Inhalt dieser Arbeit darstellen. Dafür baut sich die vorlie-

gende Arbeit wie folgt auf: Im theoretischen Hintergrund soll der juristische Rahmen für den 

Immobilienbestand sowie für den Neubau dargelegt werden. Daraufhin erfolgt die Betrach-

tung des Gebäudesektors auf der ökonomischen, ökologischen und sozialen Ebene. An-

schließend werden sechs verschiedene Studien des aktuellen Forschungsstandes zusam-

menfassend dargestellt, in eine Ordnung gebracht und deren Inhalt sowie grobe Randdaten 

tabellarisch dargelegt. Bei der Auswahl der Studien wurde sich auf den Wohnungsbau kon-

zentriert. Gewerbliche Gebäude oder Sonderbauten wurden im Zuge dieser Inhaltsanalyse 

außer Acht gelassen. Außerdem wurde bei der Recherche besonderer Wert auf die Aktua-

lität der Studien gelegt. Im Diskussionsteil der Arbeit werden die aufgeführten Studien aus-

gewertet und in den theoretischen Hintergrund eingeordnet. Das Gegenüberstellen dieser 

verschiedenen Studienergebnisse ist Teil dieses Kapitels. Anschließend wird sich mit den 

gegenteiligen Standpunkten kritisch auseinandergesetzt und die Forschungsfragen der Ar-

beit beantwortet sowie die politischen Rahmenbedingungen bewertet. Schlussendlich fol-

gen die Limitationen, der Ausblick sowie die Handlungsempfehlungen. Beendet wird die 

Arbeit entsprechend mit einer Zusammenfassung. 
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1.1 Zielsetzung der Arbeit  

Ziel dieser Arbeit ist es einen umfassenden Überblick darüber zu geben, welche gesetzli-

chen Instrumente und Regularien auf der Ebene der EU und des Bundes existieren. Dar-

über hinaus sollen durch Analyse des aktuellen Forschungsstandes verschiedene Per-

spektiven aufgezeigt werden, welche sich zu dem Thema des Vorrangs von Bestand vor 

dem Neubau ergeben und inhaltlich mit dieser Forderung in Verbindung stehen. Durch die 

Einbeziehung aller Dimensionen der Nachhaltigkeit, wird versucht die Nachvollziehbarkeit 

unterschiedlicher Haltungen oder Ergebnisse zu ermöglichen. Am Ende der Arbeit sollte 

für Vertreter verschiedener Argumentationen die jeweilig gegenteilige Haltung verständli-

cher sowie nachvollziehbarer sein.  

1.2 Forschungsfragen  

Folgende Forschungsfragen sollen im Zuge der Bearbeitung beantwortet werden:  

1. Welche rechtlichen Rahmenbedingungen und Instrumente existieren, die 

den Vorrang von Bestand vor Neubau in der städtischen Entwicklung beein-

flussen? 

 

2. Welche Argumente sprechen aus ökologischer, ökonomischer und sozialer 

Sicht für oder gegen den Vorrang von Bestand vor Neubau? 
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2 Theoretischer Hintergrund/ aktueller For-

schungsstand 

2.1 Begriffsdefinition  

Um alle Leser dieser Arbeit auf den gleichen Stand des Verständnisses zu bringen, wer-

den die für die Arbeit relevantesten Begriffe definiert. Der Begriff des „Bestand“ bezieht 

sich auf Gebäude, welche bereits existieren und nicht neu errichtet werden müssen. Es 

handelt sich somit um eine Immobilie, die eine bestimmte Nutzungsdauer hinter sich hat. 

Im Gegensatz dazu gilt der Begriff „Neubau“ in dieser Arbeit für alle Gebäude, welche 

durch die Errichtung von Grund auf neu entstehen, als auch Gebäude welche den Be-

stand ersetzen. 

 

2.2 Bedeutung und Relevanz des Vorrangs von Bestand vor 

Neubau 

In Deutschland hat sich durch den deutschen Bundestag das 3-Säulen-Modell (Abbildung 

3) etabliert, welches die Ökologie, Ökonomie sowie die sozialen Ziele in den Fokus rückt 

und voraussetzt, dass sich all diese Bereiche gegenseitig beeinflussen (vgl. Bartol A., 

2004, S, 2). Im Folgenden wird sich neben dem gesetzlichen Rahmen, der auf nationaler 

Ebene mit dem 3-Säulen-Modell in Verbindung steht, mit allen 3 Dimensionen der Nach-

haltigkeit auseinandergesetzt, welche in Abbildung 3 veranschaulicht sind. 
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Abbildung 3: Dimensionen der Nachhaltigkeit (BMI, 2019, S. 15) 

2.2.1 Gesetzlicher Rahmen 

Im vorliegenden Kapitel soll ein Überblick über die gesetzlichen Vorschriften und Vorga-

ben für den Immobiliensektor gegeben werden. Dabei wird sich ausschließlich auf das 

Handlungsfeld des nachhaltigen Bauens und Sanierens bezogen. Um die Vielfalt an The-

men, welche durch Vorschriften reguliert werden, weiter einzugrenzen, beschränkt sich 

die Recherche auf übergeordnete Nachhaltigkeitskriterien, welche in der folgenden tabel-

larischen Übersicht dargestellt sind. 
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Nachhaltigkeitskriterien  

ökologische 

Nachhaltigkeits- 

kriterien 

soziokulturelle 

 Nachhaltigkeits- 

kriterien 

ökonomische  

Nachhaltigkeits- 

kriterien 

Energie 

Gesundheit, Wohlbefin-

den und Nutzerzufrie-

denheit 

Lebenszykluskosten 

Wasser 

Gewährleistung von 

Funktionalität (Barriere-

freiheit) 

Werthaltigkeit der Inves-

tition 

Abfall 
Erhaltung des lokalen 

Kulturerbes 

Langfristige Wertstabili-

tät 

Umweltverschmutzung     

Lokale Biodiversität und 

Umwelt     

Baustofflicher Ressour-

cenverbrauch     

Tabelle 1: Nachhaltigkeitskriterien (Eigene Tabelle, übertragen aus: Großmann, 2023, S.10) 

Die Vorschriften können drei verschiedenen Ebenen zugeordnet werden. Zum einen in die 

EU-Ebene und die nationale Ebene, welche direkt oder indirekt den Richtlinien und Ver-

ordnungen der EU unterstellt ist. Zum anderen kann die Unterscheidung in der Ebene der 

Bundesländer erfolgen. Darüber hinaus können auch Kommunen und Gemeinden in ge-

wissen Bereichen eigenständig Verordnungen erlassen. 

EU-Richtlinien und Verordnungen: 

• RED II 

• EU Gebäuderichtlinie  

• Energie-Effizienz-Richtlinie  

• Bauprodukte-VO  

• EU-Abfallrahmenrichtlinie  

• Taxonomie-VO 

 

Vorschriften auf nationaler Ebene (BRD):  
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• Bundes-Klimaschutzgesetz 

• Gebäudeenergiegesetz 

• Bundesförderung für effiziente Gebäude  

• Einkommensteuergesetz  

• Kreislaufwirtschaftsgesetz  

• Vergaberecht  

• BEHG  

• Einsatz erneuerbarer Energien 

Vorschriften auf Landesebene:  

• Musterbauordnung 

• MVV TB 

• Denkmalschutzgesetze  

2.2.1.1 EU-Richtlinien und Verordnungen  

Grundsätzlich wird bei Rechtsvorschriften der EU in verschiedene Arten unterschieden. 

Es gibt Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen. In 

der vorliegenden Arbeit werden jedoch lediglich Richtlinien und Verordnungen berücksich-

tigt, weshalb diese im Folgenden näher erläutert werden. Richtlinien sind Rechtsakte, wel-

che ein für alle EU-Mitgliedsstaaten zu erreichendes Ziel festlegen. Um dieses Ziel zu rea-

lisieren sind jedoch die einzelnen Länder verantwortlich, entsprechende Rechtsvorschrif-

ten, z.B. in Form von Gesetzen, zu erlassen. Im Gegensatz dazu sind Verordnungen, wel-

che durch die EU erlassen werden, verbindliche Rechtsakte, welche alle Länder der EU in 

vollem Umfang umsetzen müssen (vgl. Europäische Union, 2023). Im weiteren Verlauf 

werden einige für das Thema der Arbeit relevante Richtlinien und Verordnungen der EU 

wiedergegeben.  

Zielstellung der EU: 

„..bis 2030 setzt sich die Union ehrgeizige Ziele zur weiteren Verringerung der Treibhaus-

gasemissionen um mindestens 40 % bis 2030 im Vergleich zu 1990, zur Erhöhung des 

Anteils erneuerbarer Energien am Energieverbrauch, zu Energieeinsparungen in Höhe 

der Vorgaben auf Unionsebene und zur Verbesserung der Energieversorgungssicherheit, 

Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit in Europa.“ (vgl. RICHTLINIE (EU) 2018/844, 

2018, S. 1). 
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RED II – Renewable Energy Directive II  

Die Richtlinie RED II, zu Deutsch: „Erneuerbare-Energien-Richtlinie“, wurde am 11. Sep-

tember 2018 durch den europäischen Rat und das Europäische Parlament beschlossen. 

Artikel 3 der Richtlinie setzt ein verbindliches Gesamtziel der Union für das Jahr 2030 fest. 

Laut Absatz 1 dieser Richtlinie müssen alle Mitgliedsstaaten gemeinsam sicherstellen, 

dass bis 2030 der Anteil von erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch min-

destens 32 % beträgt (vgl. RICHTLINIE (EU) 2018/2001, 2018, S. 20). 

Absatz 2 der Richtlinie beschreibt die Verpflichtung der Mitgliedsstaaten, nationale Pläne 

festzusetzen, um das verbindliche Gesamtziel zu erreichen. In Artikel 15 Absatz 4 wird 

dies mittels der Aufforderung an die Mitgliedsstaaten noch deutlicher. Es müssen geeig-

nete Maßnahmen in den Regelwerken und Bauvorschriften aufgenommen werden, „..um 

den Anteil aller Arten von Energie aus erneuerbaren Quellen im Gebäudebereich zu erhö-

hen.“ (vgl. RICHTLINIE (EU) 2018/2001, 2018, S. 33). 

 

EU-Gebäuderichtlinie 

Die EU-Gebäuderichtlinie RICHTLINIE 2010/31/EU wurde 2010 erlassen. Die Richtlinie 

schafft die Grundlage für die Umsetzung von Maßnahmen im Gebäudesektor, welche die 

Energieeffizienz von Gebäuden erhöhen sollen. So beschreibt Artikel 4 „Festlegung von 

Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz“, dass die Mitgliedsstaaten erfor-

derliche Maßnahmen ergreifen, um Mindestanforderungen für die Gesamtenergieeffizienz 

von Gebäuden festzulegen. Des Weiteren regelt der Artikel 6 „Neue Gebäude“ die Verant-

wortlichkeit der Mitgliedsstaaten für die Sicherstellung der Umsetzung und Einhaltung ge-

gebener Mindestanforderungen. Auch das in Betracht ziehen von hocheffizienten Alterna-

tiven Systemen (z.B. Wärmepumpen, Kraft-Wärme-Kopplung, Fernwärme, etc.)  zur Er-

wärmung von Räumlichkeiten soll durch die Mitgliedsstaaten gewährleistet werden (vgl. 

RICHTLINIE 2010/31/EU, S. 7, 8). Im Hinblick auf bereits bestehende Gebäude wird in 

Artikel 7 festgehalten, dass die Mitgliedsstaaten erforderliche Maßnahmen ergreifen müs-

sen, um zu gewährleisten, dass die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, welche eine 

größere Renovierung erfahren, die Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz erfüllen, 

welche in Artikel 4 festgeschrieben sind.    

Außerdem verpflichtete die Richtlinie 2010/31/EU die Kommission zu einer Überprüfung 

bezüglich der Umsetzung. Als Konsequenz nach der Überprüfung und als Mittel diese 

Richtlinie zu stärken, sowie zur Vereinfachung bestimmter Aspekte beizutragen, wurde 



Theoretischer Hintergrund 10 

 

der Beschluss der Richtlinie (EU) 2018/844 erlassen. Diese ändert die Richtlinie 

2010/31/EU sowie die Richtlinie 2012/27/EU über Energieeffizienz. Um sich auf das we-

sentliche zu konzentrieren, wird nachfolgend lediglich die für diese Arbeit relevante Ände-

rung erläutert. Der Artikel 2 wird um den Artikel 2a, Langfristige Renovierungsstrategie, 

erweitert. Grundlegend beschreibt dieser neue Artikel die Forderung, eine Renovierungs-

strategie bis 2050 festzulegen. Ziel dieser Strategie soll es sein, die Renovierung des nati-

onalen Bestands, das heißt private und öffentliche Wohn- und Nichtwohngebäude hin zu 

einem energieeffizienten sowie dekarbonisierten Gebäudebestand durchzuführen. Dar-

über hinaus wird beschrieben, welche Inhalte die Renovierungsstrategie beinhalten soll. 

Diese Inhalte reichen von der Darlegung eines Überblicks des nationalen Gebäudebe-

stands und des erwarteten Anteils von renovierten Gebäuden zum Zeitpunkt 2020, bis hin 

zu der Erstellung von Maßnahmen und festgelegten Fortschrittsindikatoren, welche mess-

bar sind. Diese Festlegungen sollen, unter dem Gesichtspunkt der Erreichung einer Min-

derung der EU-weiten Treibhausgasemissionen von 80-95 % im Vergleich zu 1990 bis 

zum Jahr 2050, formuliert werden (vgl. Richtlinie 2018/844/EU, 2018, S. 8). 

Energie-Effizienz-Richtlinie - EED 

Die Energieeffizienzrichtlinie sieht angesichts der Erwägungsgründe unter Anderem in der 

Verringerung der Abhängigkeit von anderen Nicht-EU Ländern bezüglich der Energiebe-

schaffung- und Bereitstellung, den Anlass einen rechtswirksamen Rahmen im Bereich der 

Energieeffizienz zu schaffen.  Gegenstand der Richtlinie ist die Aufforderung der Mit-

gliedsstaaten seitens der EU, ein nationales Energieeffizienzziel festzulegen. Dieses soll 

entweder als Primär- oder Endenergieverbrauch oder als Primär- oder Endenergieeinspa-

rung, und somit als ein klar definierter, messbarer Wert festgelegt werden. Des Weiteren 

soll jeder Mitgliedsstaat dafür sorgen, mindestens 3 % der sich im Besitz der Zentralregie-

rung befindlichen Gesamtfläche, nach den Mindestanforderungen der Gesamtenergieeffi-

zienz zu renovieren. Diese Regelung entspricht dem Artikel 5 „Vorbildcharakter der Ge-

bäude öffentlicher Einrichtungen“ und schließt ab Juli 2015 Gebäude ein, dessen Gesamt-

nutzfläche mindestens 250 m² entspricht.         

             (vgl. RICHTLINIE 2012/27/EU, 2012, S. 12, 13) 
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Bauprodukte-VO  

Grundsätzlich hat die Bauprodukte-Verordnung (VO), welche 2011 in Kraft getreten ist, 

die reibungslose Funktion des Binnenmarktes zum Ziel. Zur Verwirklichung dessen wer-

den in Bezug auf das in Umlaufbringen von Bauprodukten harmonisierte Regeln aufge-

stellt. Soweit die Produkte von harmonisierten Normen erfasst sind, oder einer europäisch 

technischen Bewertung entsprechen, wird durch den Hersteller eine Leistungserklärung 

erstellt. Mit dieser Erklärung haftet der Hersteller für die Konformität seiner Produkte. So-

fern die Leistungserklärung der Bauprodukte nach den in dieser Verordnung festgelegten 

Anforderungen vollständig ist, kann das CE-Kennzeichen an selbige angebracht werden. 

In Anhang 1 dieser Verordnung lassen sich die grundlegenden Anforderungen an die 

Bauwerke entnehmen. Diese wiederum bilden die Grundlage für entsprechende Nor-

mungsaufträge. Inhalt der in Anhang 1 dargelegten Grundanforderungen ist die Gewähr-

leistung der Sicherheit und Gesundheit involvierter Personen, welche innerhalb des Le-

benszyklus eines Bauwerks mit dem Bauwerk in Kontakt treten. Dabei werden folgende 

explizite Grundanforderungen genannt:  

1. Mechanische Festigkeit und Standsicherheit 

2.  Brandschutz, Hygiene Gesundheit und Umweltschutz 

3.  Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung 

4.  Schallschutz 

5.  Energieeinsparung und Wärmeschutz  

6.  Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen 

(vgl. VERORDNUNG (EU) Nr. 305/2011, 2011, Anhang 1) 

Vergleicht man den Anhang 1 der zuvor gültigen, und mit in Krafttreten der Nr. 305/2011,  

außer Kraft gesetzten Verordnung, mit den aktuell gültigen Schriften, so fällt auf, dass die 

Themen Barrierefreiheit, sowie der Punkt 7, nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressour-

cen, neu hinzugekommen sind. Auch im Punkt 5. der Energieeinsparung und des Wärme-

schutzes gibt es Veränderungen. Diese fordert den Bauherren auf, sein Bauwerk derart 

zu errichten, dass „…während seines Auf- und Rückbaus möglichst wenig Energie…“ (vgl. 

VERORDNUNG (EU) Nr. 305/2011, Anhang 1) verbraucht wird.  Unter dem Aspekt der 

Barrierefreiheit sollen Bauherren bei der Ausführung des Bauwerks die Nutzung durch 

Personen mit Behinderungen berücksichtigen. Der Punkt 7 „Nachhaltige Nutzung der na-

türlichen Ressourcen“ fordert explizit die Wiederverwendbarkeit der Teile und Baustoffe 

eines Bauwerks. Des Weiteren wird die Umweltverträglichkeit der Rohstoffe und Sekun-

därbaustoffe, welche für das Bauwerk verwendet werden, vorgeschrieben.  
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(vgl. VERORDNUNG (EU) Nr. 305/2011, 2011, S. 30)  

Die EU-Kommission hat Anfang 2022 einen weiteren Vorschlag anlässlich einer Änderung 

der derzeit gültigen Verordnung erbracht. Inhalt des Änderungsvorschlags sind diverse 

Verschärfungen in Bezug auf Umweltaspekte, sowie die erneute Ausweitung der Grund-

anforderungen um weitere Nachhaltigkeitsaspekte.  

(vgl. Vorschlag - 2022/0094 (COD)) 

 

EU-Abfallrahmenrichtlinie  

Die EU-Abfallrahmenrichtlinie wurde 2008 erlassen und ist neben der 2018 erlassenen 

Änderung der Richtlinie (2018/851) nach wie vor gültig. Darin wird der Umgang mit anfal-

lenden Abfällen geregelt, unter dem Grundsatz, negative Einflüsse für die Gesundheit des 

Menschen sowie die Umwelt zu reduzieren. Auch um die Minimierung von Ressourcen zu 

erzielen, wird auf die Abfallpolitik verwiesen. Unter Artikel 6 „Ende der Abfalleigenschaft“ 

der Richtlinie, wird den Abfällen der Status “Abfall“ aberkannt, welche ein Verwertungsver-

fahren durchlaufen haben und anschließend für bestimmte Zwecke weiterverwendet wer-

den können oder ein Markt bzw. Nachfrage für den entsprechenden Stoff besteht. Außer-

dem wird eine fünfstufige Abfallhierarchie (1. Vermeidung, 2. Vorbereitung zur Wiederver-

wendung, 3. Recycling, 4. sonstige Verwertung, z.B. energetische Verwertung, 5. Beseiti-

gung) etabliert. Damit soll die Entwicklung hin zu einer, mehrfach in der Richtlinie erwähn-

ten, „Recycling-Gesellschaft“ gelingen. In Artikel 29 der Richtlinie erfolgte die Aufforde-

rung an die Mitgliedsstaaten, sogenannte Abfallvermeidungsprogramme zu erstellen. Wie 

diese in der BRD ausgestaltet sind, wird in Kapitel 2.2.1.2 Vorschriften auf nationaler 

Ebene (BRD) nachfolgend deutlich. In Artikel 13 wird grundsätzlich von den Mitglieds-

staaten gefordert, Maßnahmen zur Förderung von Recycling-Tätigkeiten zu ergreifen. Au-

ßerdem sind nötige Maßnahmen festgesetzt, um die Vorbereitung zur Wiederverwendung 

bestimmter Materialien um einen bestimmten Prozentsatz zur erhöhen. Beispielsweise 

soll der Anteil von recycelten Bau- und Abbruchabfällen bis 2020 um mindestens 70 % er-

höht werden. Die Umsetzung dieser Richtlinie erfolgt über das Kreislaufwirtschaftsgesetz 

KrWG und dessen Novellierung (vgl. RICHTLINIE 2008/98/EG, 2008, S. 9, 16; RICHTLI-

NIE (EU) 2018/851, 2018, S. 4, 14; Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG). 
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Taxonomie-VO 

Die EU-Taxonomie-Verordnung (VERORDNUNG (EU) 2019/2088) beschreibt Bedingun-

gen und Vorgaben, unter welchen Wirtschaftstätigkeiten als ökologisch nachhaltig ange-

sehen werden können. Dies soll unter anderem dazu dienen, dem Endanleger über die 

Beziehung zu Nachhaltigkeitsaspekten, welche mit der zu tätigenden Investition verbun-

den sind, zu informieren. Entsprechend der Änderung der Verordnung (VERORDNUNG 

(EU) 2020/852), werden die Wirtschaftstätigkeiten eines Sektors dann als ökologisch 

nachhaltig angesehen, wenn sie zu den in Artikel 9 beschriebenen Umweltzielen beitra-

gen. Umweltziele, die in genanntem Artikel aufgeführt sind, entsprechen unter Anderem 

dem Klimaschutz, der Anpassung an den Klimawandel sowie dem Übergang zu einer 

Kreislaufwirtschaft und weiteren. Explizit in Verbindung mit Gebäuden steht der Artikel 13 

Punkt g, unter welchem ein wesentlicher Beitrag zum Übergang zur Kreislaufwirtschaft 

geleistet wird, wenn die Wirtschaftstätigkeit „..die Abfallerzeugung, einschließlich der Er-

zeugung von Abfall bei der Gewinnung von Mineralien sowie bei Bau und Abriss von Ge-

bäuden, vermieden oder verringert“ (vgl. VERORDNUNG (EU) 2020/852, 2020, S. 20) 

wird.    

    

2.2.1.2 Vorschriften auf nationaler Ebene (BRD) 

 

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) 

Das Bundesklimaschutzgesetz hat den Schutz vor Folgen des globalen Klimawandels 

zum Zweck. Es dient dazu, die nationalen Klimaschutzziele zu erfüllen, sowie die Zielvor-

gaben auf europäischer Ebene zu gewährleisten. Die Grundlage bildet das Pariser Über-

einkommen, wonach „…der Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 

°C über dem vorindustriellen Niveau gehalten wird...“ (Übereinkommen von Paris, 2015, 

UNFCCC). Hinzu kommen die Absichten, das Ausmaß sogar auf 1,5 °C über dem vorin-

dustriellen Stand zu beschränken. Unter Artikel 3 werden zwei wichtige Klimaschutzziele 

formuliert. Hierzu zählt einerseits das übergeordnete Ziel der Nettotreibhausgasneutralität 

bis 2045, welches mit der Gesetzesänderung 2021 in Kraft getreten ist. Dafür soll eine 

schrittweise Minderung der Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 um min-

destens 65 % bis 2030, sowie eine Reduzierung um mindestens 88 % bis 2040 erfolgen. 
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Andererseits besteht das unveränderte Ziel, ab 2050 negative Treibhausgasemissionen 

zu erreichen. In Artikel 4 werden jährliche Minderungsziele nach Jahresemissionsmengen 

für verschiedene Sektoren festgelegt. In Anlage 2 sind die Jahresemissionsmengen in 

CO2-Äquivalent angegeben. Dabei soll die Jahresemissionsmenge des Sektors Gebäude 

im Durchschnitt 5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent pro Jahr abnehmen. Damit ergibt sich 

für 2030 ein Ziel für die Jahresemissionsmenge des Gebäudesektors von 67 Millionen 

CO2-Äquivalent, was einer Minderung von rund 43% entspricht. Nach Artikel 9 muss ein 

Verfehlen der Ziele ein Klimaschutzprogramm nach sich ziehen, welches korrigierend ein-

greift, um das langfristige Erreichen zu verwirklichen.   

(vgl. Bundes-Klimaschutzgesetz, (2019); Schubert, 2023, S.11, BMUV, 2021) 

 

Gebäudeenergiegesetz (GEG)   

Das Gebäudeenergiegesetz ist im Sektor Gebäude und in Bezug auf die ambitionierten 

Klimaziele der BRD das wohl relevanteste und umfangreichste Gesetz von allen. Seit 

2020 fasst es diverse Gesetze und Verordnungen zusammen, zu denen beispielsweise 

die Energieeinsparverordnung, das Energieeinsparungsgesetz sowie das Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetz zählen. Als Zweck dieses Gesetzes steht der möglichst sparsame 

Einsatz von Energie in Gebäuden im Mittelpunkt. Angestrebt wird dabei eine zunehmende 

Nutzung von erneuerbaren Energien. Unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit sol-

len damit die Klimaschutzziele der BRD umgesetzt werden und der schonungsvolle Um-

gang mit fossilen Ressourcen durchgesetzt werden. Das GEG regelt unter Anderem den 

Gesamtenergiebedarf von Gebäuden. Dabei ist für neu zu errichtenden Wohngebäude ein 

Jahresprimärenergiebedarf, welcher dem 0,75-fachen des Jahres-Primärenergiebedarfs 

eines Referenzgebäudes gleicher Art und Baulichkeit entspricht, vorgesehen. Dieser Wert 

wurde mit der 1. Novelle des GEG, §18a  zu dem 0,55-fachen geändert (vgl. EEGAusb-

GuEnFG, 2022). Damit ist der EH-55-Standard für Neubauten ab dem 1. Januar 2023 ein-

geführt wurden (vgl. Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, 

2023). Bei der Änderung von Außenbauteilen bestehender Gebäude, sind laut §48 des 

GEG, die Wärmedurchgangskoeffizienten, welche in Anlage 7 festgehalten sind, nicht zu 

überschreiten. Ausgenommen von dieser Regelung sind diejenigen Änderungen an Au-

ßenbauteilen, welche 10% der gesamten Fläche der jeweiligen Bauteilgruppe nicht über-

schreiten (vgl. GEG, 2020, §48).  Des Weiteren ist mit dem §72 das Verbot des Betriebs 

von Heizkesseln bzw. Ölheizungen geregelt. Eigentümer, deren Öl- oder Gasheizkessel 
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vor dem 01.01.1991 eingebaut wurde, ist es untersagt, diese zu betreiben. Für alle Eigen-

tümer, deren Heizkessel nach dem oben genanntem Datum eingebaut wurde, gilt nach 

dem Ablauf einer Nutzungsdauer von 30 Jahren das Verbot, diese zu betreiben. Weiterhin 

ist unter §10 „Grundsatz und Niedrigstenergiegebäude“ geregelt, dass Gebäude als Nied-

rigstenergiegebäude zu errichten sind. Eine der Maßgaben zur Errichtung eines neuen 

Gebäudes besagt die Energie zum Heizen oder Kühlen des Gebäudes zumindest anteilig 

durch erneuerbare Energien zu decken. Genauer wird dies unter §34-45 geregelt. Mittels 

§36 ist es beispielsweise ausreichend, 15 % des Wärme- und Kälteenergiebedarfs durch 

die Nutzung von Strom aus erneuerbaren Energie zu decken. Auch die Energieeffizienz-

klassen, in welche Wohnhäuser mittels Energieausweis eingeteilt werden, sind in Anlage 

10 des Gesetzes geregelt. Diese reichen von der Energieeffizienzklasse A, mit einer End-

energie von ≤ 30 kWh pro m² und Jahr, bis hin zur Energieeffizienzklasse H, mit über 250 

kWh pro m² und Jahr, bezogen auf die Gebäudenutzfläche. Auch die Inhalte und Anforde-

rungen an den Energieausweis sind im GEG, unter Anderem im §85 geregelt. Nach §80 

Absatz 4 ist die verpflichtende Vorlage sowie Übergabe des Energieausweises nach Ver-

kauf geregelt, um Kauf- oder Mietinteressenten über die gebäudespezifischen energeti-

schen Kennwerte und Treibhausgasemissionen zu informieren. In diesem ist mittels des 

Jahres-Primärenergiebedarfs gekennzeichnet, wie hoch der Energieverbrauch einer Im-

mobilie ist. Dabei werden auch alle Verluste von der Gewinnung bis hin zur Nutzung be-

rücksichtigt. 

(vgl. GEG, 2020, §10, §36, §72, §80, §85)  

Derzeit liegt im Bundestag die 2. Novelle des GEG vor, welche von der Bundesregierung 

am 19.04.23 beschlossen wurde. Die Abstimmung über diese Novelle soll durch den Bun-

destag nach der Sommerpause 2023 erfolgen. Die wohl gravierendste Änderung liegt in 

der Vorschrift, neu eingebaute Heizungen ab dem 01. Januar 2024 mit mindestens 65 % 

erneuerbarer Energie zu betreiben.  

(vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes, zur Änderung 

der Heizkostenverordnung und zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsordnung, 2023) 

 

Einkommenssteuergesetz (EStG) 

Das Einkommenssteuergesetz richtet sich grundsätzlich an alle steuerpflichtigen Perso-

nen nach §1 EstG, welche im Inland ihren Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

Personen, welche die energetische Sanierung eines zu eigenen Wohnzwecken genutzten 



Theoretischer Hintergrund 16 

 

Gebäudes anstreben, können ihre Einkommenssteuer, nach absolvierter und bezahlter 

energetischer Maßnahme, vermindern. Das Gesetz enthält rechtsverbindliche Steuerer-

leichterungen, welche den Anreiz zur Implementierung energetischer Maßnahmen beim 

Bau von zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden steigern soll. Dafür sieht es 

Steuererleichterungen vor, wenn die beschriebenen energetischen Kriterien, wie bei-

spielsweise Verfahrensweisen zur Wärmedämmung von Dachflächen und Geschossde-

cken, die Erneuerung von Fenstern und Außentüren oder bestimmte Modernisierungen 

von Heizungs- und Lüftungsanlagen eingehalten werden. Die Förderung kann für mehrere 

Einzelmaßnahmen genutzt werden. Voraussetzung dabei ist, dass das besagte Objekt bei 

der Anwendung der energetischen Maßnahmen, älter als 10 Jahre sein muss, die energe-

tische Baumaßnahme von einem Fachunternehmen ausgeführt wurde und das begüns-

tigte Gebäude im gleichen Kalenderjahr ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken diente. 

Die maximale Steuerermäßigung je Gebäude beträgt 40.000 Euro (vgl. Einkommenssteu-

ergesetz, 2022).   

 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

Nach §1 Abs. 1 KrWG dient das Kreislaufwirtschaftsgesetz in erster Linie dem Zweck, na-

türliche Ressourcen zu schützen, indem bei der Verursachung und bei dem Umgang mit 

Abfällen, worunter auch Bau- und Abbruchabfälle zählen, der Schutz von Menschen und 

Umwelt gewährleistet wird (vgl. Großmann, 2023). Die Abfallhierarchie nach §6 KrWG 

stellt dabei die grundlegenden Prinzipien vor. Die Abfallbewirtschaftung soll folgender 

Rangfolge nachgehen:  

1. Abfälle vermeiden 

2. Abfälle zur Wiederverwendung vorbereiten 

3. Abfälle recyclen 

4. Abfälle energetisch verwerten und verfüllen 

5. Abfälle beseitigen 

Nach §7 Abs. 2 S. 1 KrWG gilt das Verursacherprinzip. Es verpflichtet die Verursacher 

von Abfallprodukten zu dessen Verwertung, vorrangig vor der Beseitigung dieser. Die Ver-

wertung hat dabei schadensfrei und ordnungsgemäß unter den Vorschriften des Gesetzes 

und deren öffentlich-rechtlichen Bestimmungen zu erfolgen. Unter §14 KrWG ist die För-

derung des Recyclings und der sonstigen stofflichen Verwertung festgehalten. Diese sah 
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bis 1. Januar 2020 vor, das Gesamtziel für Deutschland über die Vorbereitung zur Wie-

derverwendbarkeit, die Quote des Recyclings von Bau- und Abbruchabfällen auf einen 

Stellenwert von 70 Gewichtsprozent zu bringen. Dieses Ziel wurde mit 89 Prozent im Jahr 

2020 sogar übertroffen (vgl. Statistisches Bundesamt, 2022) 

Ebenfalls Inhalt des KrWG bildet der §23 Abs. 1, indem dem Hersteller von Bauprodukten 

die vollständige Verantwortung für die Gestaltung möglichst abfallfreier, umweltverträglich 

verwertbarer und beseitigungsleichter Materialien zugeschrieben wird. Im Absatz 2 dieses 

Paragrafen ist festgelegt, den Einsatz von verwertbaren Abfällen und Rohstoffen vorzuzie-

hen. Weitere Rechtsverordnungen des KrWG werden über die Zeit ergänzt. So beispiels-

weise seit 01.08.2023 auch die Ersatzbaustoffverordnung (EBV) (vgl. Mantelverordnung, 

2021). Diese sieht vor, die Herstellung und den Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe vo-

ranzutreiben und den Ausbau des Recyclingpotentials von Bau- und Abbruchabfällen zu 

forcieren (vgl. Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-

braucherschutz, 2023)  

(vgl. Großmann, 2023; Kreislaufwirtschaftsgesetz, 2012)   

 

Bundesförderung für effiziente Gebäude: 
 

Die Richtlinien zur Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) beinhalten alle früheren 

und aktuellen Zuschüsse für Energieeffizienz und erneuerbare Energien im Gebäudesek-

tor. (vgl. BEG WG, 2021). Sie findet Anwendung für alle Eigentümer, Pächter und Mieter 

von Grundstücken oder Gebäuden, wenn es sich bei diesen um Privatpersonen, Woh-

nungseigentümergemeinschaften, Freiberufler, Kommunen, gemeinnützige Organisatio-

nen, Unternehmen, juristische Personen des Privatrechts oder Institutionen des öffentli-

chen Rechts handelt. Ausgeschlossen sind Einrichtungen von Bund und Bundesländern 

sowie politischer Parteien. Das BEG soll die Attraktivität für Aufwendungen im Rahmen 

energetisch erneuerbarer und effizienter Maßnahmen erhöhen. Sie ist für folgende drei 

Sektoren konzipiert: Wohngebäude (BEG WG), Nichtwohngebäude (BEG NWG) und Ein-

zelmaßnahmen (BEG EM). Die Subventionen können für Erbauung, Ersterwerb oder Sa-

nierung zu effizienten Gebäuden erfolgen, vorausgesetzt die vorgeschriebenen techni-

schen Mindestanforderungen, welche sich im GEG oder DIN-Normen wiederfinden, wer-

den erfüllt. Das Ausmaß der finanziellen Zuwendungen variiert im Hinblick auf die einge-

haltenen Standards der in Tabelle 2 dargestellten vier verschiedenen Förderklassen: 
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Bezeichnung Förderklasse Inhalt 
1. Effizienzhaus (EH) Anforderungen an den energetischen 

Standard (z.B. EH 40) 

2. EE-Klasse Zusatzanforderungen an den Einsatz 

von Wärme aus erneuerbaren Energien 

3. Plus-Klasse  Zusatzanforderung an den Einsatz von 

Strom aus erneuerbaren Energien  

4. NH-Klasse  bei anerkannter Nachhaltigkeitszertifi-

zierung  

Tabelle 2: Förderklassen des BEG, (eigen Tabelle, übertragen aus: Großmann, S. 34) 

  

Seit dem 28.07.2022 trat das BEG mit verschärften Vorschriften über Neubauten in Kraft. 

Demnach werden nur noch Effizienzhäuser NH 40 finanziell bezuschusst. Diese Bestim-

mung sieht vor, dass das NH40 nur noch 40% des Primärenergiebedarfs des Referenzge-

bäudes besitzen darf und die Nachhaltigkeitskriterien des Qualitätssiegels Nachhaltiges 

Gebäude (QNG) eingehalten werden müssen. Das QNG umfasst einen Kriterienkatalog 

auf ökologischer, ökonomischer und soziokultureller Ebene, anhand dessen die Bewer-

tung der Nachhaltigkeit eines Gebäudes erfolgt (vgl. BMWK, 2022, S. 1; Bundesamt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, 2022, S.1) 

Vergaberecht: 

Das Vergaberecht adressiert auf der Ebene des Bundes alle öffentlichen Auftraggeber 

von Bauaufträgen und somit indirekt ebenfalls deren Auftragnehmer. Es enthält bestimmte 

Vorschriften über Nachhaltigkeitskriterien, welche im Rahmen eines Verfahrens zur 

Vergabe von öffentlichen Bauaufträgen eingehalten werden müssen. Diese beziehen sich 

beispielsweise auf den Energiehaushalt, den Abfall, den baustofflichen Ressourcenver-

brauch, die Lebenszykluskosten oder die Umweltverschmutzung. Gemäß §2 der Vergabe-

verordnung (VgV) gelten die Abschnitte 1 und 2, sowie die in Abschnitt 2 Teil A verankerte 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB). Die Umsetzung der VOB erfolgt 

durch das Vergabe- und Vertragshandbuch für Baumaßnahmen des Bundes (VHB), in 

welchem die Kriterien auf ökologischer, soziokultureller und ökonomischer Ebene für die 

Vergabe von Bauaufträgen festgehalten sind.  
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Seit dem 01.01.2022 trat außerdem die allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung 

klimafreundlicher Leistungen in Kraft (Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung 

klimafreundlicher Leistungen vom 19.10.2021 (AVV Klima, 2021)). Nach dessen §1 Abs. 2 

S. 2 ist die Berücksichtigung der verursachten Treibhausgasemissionen im Rahmen der 

baulichen Leistungen beim Vergabeverfahren festgeschrieben. Darüber hinaus sollen die 

Kosten der Anschaffung, die Lebenszykluskosten sowie die Kosten der entstandenen 

Treibhausgasemissionen in die Betrachtung einbezogen werden (vgl. Bundesministerium 

für Wirtschaft und Energie (AVV Klima), 2021; Großmann, 2023, S. 36). 

 

Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) 

Das Brennstoffemissionshandelsgesetz ist die rechtsverbindliche Vorschrift für das natio-

nale Emissionshandelssystem und kommt bei der Inanspruchnahme von fossilen Brenn- 

und Kraftstoffen zur Anwendung. Es soll ebenfalls den Anreiz zur Vollstreckung energeti-

scher Arbeitsvorgänge an eigenen Gebäuden erhöhen. Nachhaltigkeitskriterien im Rahmen 

des BEHG beziehen sich dabei auf die ökologische energetische Ebene, die ökonomische 

Ebene der Lebenszykluskosten und den Werterhalt von Investitionen (vgl. Großmann, 

2023, S. 37). §8 und §3 Nr. 1 des BEHG sehen für das Handeln mit fossilen Brenn- und 

Kraftstoffen die Notwendigkeit des Vorliegens einer bestimmten Anzahl an Emissionszerti-

fikaten vor. Zu den Brenn- und Kraftstoffen zählen unter anderem Heizöle, Gasöle, Flüssig-

gase, Erdgas und Benzin (Anlage 2 BEHG). Das BEHG verfolgt den sogenannten Up-

stream-Ansatz, d.h. das Gesetz tritt direkt beim Inverkehrbringen des Kraftstoffes ein. Der 

Preis für Kohlenstoffdioxid wird dadurch ebenfalls über die Handelskette von den Preiser-

höhungen an die Verbraucher weitergeleitet, um über steigende Kosten für das Gas den 

finanziellen Anreiz zur Dekarbonisierung des Gebäudesektors zu erhöhen (vgl. Held C., 

Schäfer-Stradowsky S., 2022, S. 488). Für den CO2-Preis wird im Rahmen des Emissions-

handelssystem eine zunehmende Steigerung vorgesehen. Deren weitere Auswirkungen 

auf die Nachhaltigkeit beim Bau und Sanierung von Gebäuden kann auf Grund des jungen 

Bestehens des BEHG aktuell lediglich prognostiziert werden. Die Erhöhung der Energie-

preise und damit einhergehend die Steigerung von Energiekosten für Gebäudeeigentümer 

werden jedoch als gesichert betrachtet (vgl. Großmann, 2023, S. 37). Die Studie des Um-

weltbundesamtes „Klimaschutzbeitrag verschiedener CO2-Preispfade in den BEHG Sekto-

ren Verkehr, Gebäude und Industrie“ bestätigt die Steigerung der CO2-Preise als einen 

erheblichen Einfluss auf Investitionsentscheidungen von Gebäudeeigentümern. Jedoch 

zeigt deren Analyse ebenfalls, dass hohe CO2-Preispfade allein nicht genügen, um die In-

vestitionsentscheidungen zu treffen, welche für das Erreichen der 2030er Klimaziele in den 
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Sektoren des Bundes-Klimaschutzgesetzes erforderlich wären (vgl. UBA (Harthan), 2022, 

S. 38).  

Trotzdem bilden die steigenden CO2- Preise, und damit einhergehend teurere Baustoffe 

wie beispielsweise Beton, einen Anreiz für das Bevorzugen von energiesparenden Moder-

nisierungsarbeiten von Bestandsobjekten im Vergleich zum Neubau von Gebäuden (vgl. 

Deutscher Bundestag, 2021). 

Zusätzlich zu den auf nationaler Ebene beschlossenen Gesetzen, beinhalten je nach Bun-

desland die jeweiligen Landesbauordnungen Vorschriften, nach welchen sich bei Umset-

zung von Neubauprojekten sowie der energetischen Sanierung zu richten ist. 

2.2.2 Ökonomische Dimension 

Allgemein gilt das ökonomische Prinzip, ein Wirtschaftlichkeitsprinzip, welches sich grund-

sätzlich im Maximalprinzip, oder dem Minimalprinzip ausdrücken lässt. Das Maximalprin-

zip, nach welchem mit gegebenen Mitteln ein maximal großes Ergebnis generiert werden 

soll, bzw. das Minimalprinzip, unter welchem ein definiertes Ziel mit minimalen Mitteln er-

reicht werden soll (vgl. Piekenbrock D., 2014, S. 412). 

Entsprechend der Forschungsfragen besteht ein Teil der Arbeit daraus, ökonomische Ar-

gumente für oder gegen den Vorrang von Bestand vor Neubau zu erarbeiten. Da die In-

vestition in Immobilien mit gewissen Risiken behaftet sind, werden Sanierungen, Moderni-

sierungen oder Neubauten nach dem erwerbswirtschaftlichen Prinzip durchgeführt. Weiter 

ist das Bestehen eines am Markt teilnehmenden Unternehmens, nur so langfristig zu ge-

währleisten (vgl. Hölter, 2018; Statistisches Bundesamt, 2022). Die Frage, ob der mit ho-

hen Modernisierungskosten einhergehende Erhalt von Bestand oder der Neubau einer 

Immobilie wirtschaftlicher ist, hängt von vielen Faktoren ab, die im Folgenden näher erläu-

tert werden sollen. Einerseits spielen die sogenannten „harten“ Faktoren für die Bewer-

tung des Umgangs mit bereits bestehenden Bau- und Siedlungssubstanzen eine ent-

scheidende Rolle. Andererseits relevant sind eher subjektive Beweggründe, die „weichen 

Faktoren“ (vgl. Selk, 2007). 

Harte Faktoren 

Zu den harten Faktoren zählen in erster Linie der Zustand und die technischen Rahmen-

bedingungen der bestehenden Bausubstanz, sowie die Tragfähigkeit und Beschaffenheit 
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des vorliegenden Baugrunds, aus denen sich der technische Handlungs- und Sanierungs-

bedarf ergibt. Die gesetzlichen Anforderungen sowie Überlegungen und Rechnungen zur 

Rendite des Vorhabens sind dabei ebenfalls von Bedeutung. Harte Faktoren stellen dar-

über hinaus auch konkrete Marktanalysen sowie Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten 

im Hinblick auf die individuelle Eigentümersituation dar. Dabei sind die aktuellen Voraus-

setzungen, finanzielle Förderprogramme und steuerliche oder bilanzielle Motive zu be-

rücksichtigen. (vgl. Selk, 2007) 

Weiche Faktoren 

Zu den „weichen“ Faktoren für die Entscheidungsfindung hingegen zählen alle formal-äs-

thetischen Bewertungen des Objektes. Hierunter fallen beispielsweise die äußere Bau-

substanz des Gebäudes oder die städtebaulichen Qualitäten im Allgemeinen. Aber auch 

die soziale oder historische Verantwortung bei bestimmten Objekten gilt es zu beachten. 

Die Identifikation eines Gebäudes mit der umliegenden Siedlung oder dem Ort stellt eben-

falls einen weichen Faktor dar. Schlussendlich kann auch das subjektive Bedürfnis nach 

Sicherheit der Objektbewohner eine Rolle spielen. (vgl. Selk, 2007). 

Maßgeblich beitragend zur Ökonomischen Dimension sind unter Anderem die Minimie-

rung von Lebenszykluskosten, sowie die Wertstabilität und Flächeneffizienz (vgl. Rottke 

N. Voigtländer M., 2017, S. 145). Die Minimierung von Lebenszykluskosten, d.h. die 

Summe aller Kosten, welche über den Lebenszyklus anfallen, nehmen einen großen mo-

netären Anteil in Anspruch. Die Errichtungskosten einer Immobilie werden durch den Be-

trieb während der gesamten Lebensdauer um ein Vielfaches überschritten. Bei Immobilien 

mit einer durchschnittlichen Lebensdauer von 50 Jahren belaufen sich die Bewirtschaf-

tungskosten der Nutzungsphase auf das 7-10 fache der Herstellungskosten (vgl. Heller-

forth, 2006, S. 35). Demzufolge ist es aus wirtschaftlicher Sicht relevant, nicht nur auf ge-

ringe Errichtungskosten zu achten, sondern auch alle im Laufe des Lebenszyklus mit der 

Immobilie in Verbindung stehenden Kosten, zu betrachten. Lebenszykluskosten können 

neben den Errichtungskosten und Bewirtschaftungskosten unter Anderem Umnutzungs-

kosten oder Leerstandskosten sein, welche im Laufe des Lebenszyklus entstehen (vgl. 

ebd., 2006, S. 724). 

Die Nachfrage und Angebotssituation am Immobilienmarkt resultiert aus verschieden Ein-

flussfaktoren, einer der übergeordneten Einflussfaktoren ist die demografische Entwick-

lung, sei es durch Bevölkerungswachstum, Migration oder variierenden Haushaltsgrößen 

(vgl. Rottke N., 2017, S. 169). Auf Grund dieser Umstände und eine, auf lange Sicht histo-

risch positive Entwicklung der Bevölkerungsmenge in Deutschland, stellte sich in Bezug 
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auf den überwiegenden Teil des Immobilienbestsandes eine Wertstabilität ein. Die Ver-

wendung von Immobilien als Sicherheit für geliehene Mittel durch Kreditinstitute bekräftigt 

diesen Sachverhalt. (Rottke, 2017, S. 88) 

Dafür existiert jedoch keine Allgemeingültigkeit, da Aspekte wie der Standort und seine 

wirtschaftliche und demografische Entwicklung eine Rolle für die Wertbeständigkeit einer 

Immobilie spielen. Ebenso entscheidend ist die Anpassungsfähigkeit einer Immobilie, hin-

sichtlich der Qualität und der generellen Nutzung, an veränderte Bedürfnisse, ganz gleich, 

ob es sich um den Wohn- oder Gewerbebereich handelt. Fehlt diese Anpassungsfähig-

keit, kann es zu einer Wertminderung und damit zu einem Verlust an Wertstabilität kom-

men (vgl. Brauer K., 2011, S. 12, 45, 46; Jörissen J., 2005, S. 6). „Die Wertstabilität einer 

Immobilie kann demnach über die zeitliche Entwicklung des Immobilienmarktwertes ge-

messen, beziehungsweise beurteilt werden. Eine Immobilie kann daher als wertstabil be-

zeichnet werden, wenn der Marktwert der Immobilie im Zeitablauf nicht abnimmt, sondern 

konstant bleibt oder steigt.“ (vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

(BMI), 2019, S. 36) 

Die Thematik der Flächeneffizienz ist neben der ökologischen Betrachtung auch für die 

Wirtschaftlichkeit einer Immobilie relevant. Die Flächeneffizienz beschreibt, wie gut die 

Flächen eines Gebäudes ausgenutzt werden. Ein ökonomisches Optimierungsziel, bezo-

gen auf die Flächeneffizienz, ist die Senkung der Betriebs- sowie Baukosten und eine 

Vermeidung von Flächen, welche schlecht nutzbar sind. Die Flächeneffizienz lässt sich 

als Flächeneffizienzfaktor ausdrücken, indem die Nutzfläche eines Gebäudes durch die 

Bruttogrundfläche geteilt wird. Neben den unmittelbar ökonomisch assoziierten Kostenfak-

toren, wie Betriebs- und Errichtungsaufwand, kann die Optimierung der Flächeneffizienz – 

evaluiert durch Bewertungssysteme wie das "Bewertungssystem nachhaltiges Bauen" 

(BNB) und die "Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen" (DGNB), signifikante wirt-

schaftliche Vorteile zur Folge haben (vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-

mat (BMI), 2019, S. 64, 80). In Anbetracht dessen, dass die Flächeneffizienz im Zertifizie-

rungsprozess gewichtet wird und ein nachhaltig zertifiziertes Gebäude auf dem Markt eine 

erhöhte Attraktivität aufweist, besteht aus ökonomischer Perspektive das Potential für hö-

here Mieterträge bzw. höhere Kaufpreise (vgl. Baufachzeitung, 2022). Die Summe der 

Einflussfaktoren auf die Wirtschaftlichkeit trägt in der Gesamtheit zur Konkurrenzfähigkeit 

der Immobilie bei (vgl. Rottke M. Voigtländer M., 2017, S. 145). Neben der ökologischen 

und der soziokulturellen Dimension stellt diese Betrachtung nur eine von drei entschei-

dungsrelevanten Perspektiven dar, die zur Entscheidung für Bestandserhalt oder Neubau 

beiträgt.  
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2.2.3 Ökologische Dimension  

Wie bereits durch das Kapitel 2.2.1 deutlich wurde, nimmt das Thema der Ökologie in der 

Immobilienwirtschaft eine zunehmend wichtiger werdende Rolle ein. Durch ständig hinzu-

kommende Verordnungen und Richtlinien auf EU- Ebene sowie Gesetzen auf nationaler 

Ebene, muss sich die Immobilienwirtschaft zwangsweise mit der ökologischen Dimension 

auseinandersetzen. Diese wird im Verhältnis zur ökonomischen und soziokulturellen Di-

mension am stärksten mit dem Begriff der Nachhaltigkeit assoziiert. Argumente dafür kön-

nen aus der Definition der starken Nachhaltigkeit hergeleitet werden. Laut dieser Defini-

tion steht die Ökologie über den anderen Dimensionen, da sie die Grundlage für alle wei-

teren bildet. Da diese Ansicht von vielen Experten geteilt wird, ist es naheliegend, dass 

bei der Assoziation von Nachhaltigkeit, zuerst die ökologische Dimension in Betracht ge-

zogen wird (vgl. Steurer R., 2001, S. 557). Durch die Entwicklung und zunehmenden Ak-

zeptanz der ESG-Kriterien (Environmental, Social, Governance), gewinnt die ökologische 

Dimension auch für Anleger, Investoren und Eigentümer, welche mit dem Gebäudesektor 

verbunden sind, an Bedeutung. Ganz gleich ob Unternehmen, Mitarbeiter, Kapitalgeber, 

Kunden oder Partner - die Umsetzung dieser Kriterien ist zu einer Erwartung verschie-

denster Akteure geworden, dessen Nichterfüllung wiederum negative wirtschaftliche Kon-

sequenzen für Entwickler, Betreiber oder Eigentümer von Immobilien haben kann (vgl. 

Schulze T., 2014, S. 373). Prinzipen, nach welchen ESG-Konform investiert werden kann, 

sind mittels der Investoreninitiative PRI (Principles for responsible developement) abzulei-

ten, welche von den Vereinten Nationen unterstützt wird (vgl. Pfnür A., Eberhardt M., Herr 

T., 2022, S. 139). Ein Ansatz dieser Prinzipien ist die Kreislaufwirtschaft. Mit Hilfe derer, 

Produkte und Materialien erneut in Umlauf gebracht, Müll beseitigt und die Natur regene-

riert werden soll (vgl. Chapman R., 2022, S. 8). Der Fakt, dass der Gebäudesektor in 

Deutschland rund 40 % der CO2-Emmissionen verursacht (Eltges M., 2020, S. 25) und im 

Jahr 2020, Bau- sowie Abbruchabfälle 55% der Summe am Abfallaufkommen ausge-

macht haben, untermauert die Wichtigkeit dieser Dimension (vgl. Statistisches Bundes-

amt, 2023). Es ist ersichtlich, dass in diesem Sektor ein Einsparpotential besteht, welches 

so gut wie möglich ausgeschöpft werden muss, um den Zielen der Bundesregierung von 

einer Nettotreibhausgasneutralität bis 2045, gerecht werden zu können. Unternehmen ha-

ben die Möglichkeit durch Investitionen beim Bau oder der Sanierung von Immobilien be-
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stimmte Kriterien zu erfüllen, und sich damit Marktvorteile zu sichern. Ökologische Krite-

rien, nach welche Zertifizierungsunternehmen wie die DGNB bewerten, bestehen unter 

anderem aus den folgenden Punkten:  

• Ökobilanz 

• Risiken für die lokale Umwelt 

• Verantwortungsbewusste Ressourcengewinnung 

• Trinkwasserbedarf und Abwasseraufkommen 

• Flächeninanspruchnahme 

• Biodiversität am Standort 

(vgl. Lemaitre C., 2018, S. 3) 

Diese werden wie folgt erläutert: 

Ökobilanz  

Die Ökobilanz bezeichnet die lebenszyklusorientierte Planung von Gebäuden, welche es 

Bauherren und Planern erleichtern soll, Entscheidungen im Sinne des Umweltschutzes 

auf der Grundlage fundierten Fachwissens zu treffen. Das Ziel dahinter steckt in der maxi-

malen Reduktion emissionsbedingter Umwelteinwirkungen und dem Verbrauch begrenz-

ter Ressourcen, welches sich über alle Lebensphasen eines Gebäudes hinweg verankern 

soll. Hierfür wird eine konsistente Methode angewendet, welche die Berichterstattung zu 

den wichtigsten Umweltindikatoren eines Objektes unterstützen soll. Die DGNB fördert 

diese Indikatoren im Rahmen der Agenda 2030 mit diversen Boni und einer höheren Ob-

jektbewertung, um bei Bauherren und Planern mehr Engagement für klimaschonende und 

energieeffiziente Maßnahmen hervorzurufen, sowie für den Einsatz erneuerbarer Ener-

gien zu werben. Zu den Kriterien gehören unter anderem der gebäudebedingte Energie-

bedarf, die materialgebundenen CO2- Emissionen, die Nutzung erneuerbarer Energieträ-

ger über den gesamten Lebenszyklus hinweg, sowie der Klimaschutzfahrplan des Gebäu-

des. Im Einklang mit den erhöhten Maßstäben für nationale Klimaschutz-, Emissions- und 

Ressourcenziele für den Gebäudesektor, müssen die Referenzwerte für die Konstruktion 

und den Betrieb von Gebäuden zwangsweise strenger definiert werden. Zukünftig soll die 

Methode der Ökobilanz als Beurteilungsverfahren lebenszyklusbasierter Effekte in ihrem 

Umfang ausgedehnt werden und weitere Umweltwirkungen miteinschließen. Demzufolge 

wird die Bedeutung der Ökobilanzen für die Lebenszyklusoptimierung über alle Planungs-

phasen eines Gebäudes hinweg zunehmend an Bedeutung gewinnen (vgl. Lemaitre C., 

2018, S. 47). 
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Risiken für die lokale Umwelt: 

Die Risiken für die lokale Umwelt eines Bauobjektes sollen bestmöglich minimiert werden, 

indem der Einsatz gefährlicher oder schädlicher Werkstoffe oder Bauprodukte unterlas-

sen, reduziert oder substituiert wird. Somit sollen negativen Auswirkungen auf Menschen, 

Flora und Fauna auf kurze, mittel- oder langfristige Sicht vermieden werden. Als positiver 

Nebeneffekt der Verwendung umweltverträglicher Materialien ergibt sich eine verbesserte 

Innenraumluftqualität und eine reduzierte Sanierungsbedürftigkeit eines Gebäudes vor 

dem Hintergrund der Schadstoffbegrenzung. Durch einen materialökologischen Bauteilka-

talog erhält der Bauherr alle nötigen Informationen für den Einsatz adäquater Baustoffe 

und garantiert somit eine verbesserte Qualitätssicherung, das Erkennen von Mängeln, de-

ren sachgerechte Entsorgung sowie eine kostenoptimierte Instandhaltung des Bauobjek-

tes. Diese Vorteile resultieren gemeinsam in einer erhöhten Wertstabilität (Lemaitre C., 

2018, S. 105). 

 

Verantwortungsbewusste Ressourcengewinnung: 

Die Verantwortungsbewusste Ressourcengewinnung hat die Förderung von Produkten 

zum Ziel, welche den auf ökologischer und sozialer Ebene anerkannten Standards zur 

Rohstoffgewinnung- und Verarbeitung entsprechen und eine transparente Wertschöp-

fungskette durchlaufen. Die Transparenz soll die Zugänglichkeit sowie die Weitergabe von 

wichtigen Erkenntnissen bezüglich ressourcenbewusster Gewinnung vereinfachen und 

damit ökologische und soziale Missstände vermeiden (ebd., 2018, S. 143). 

 

Trinkwasserbedarf und Abwasseraufkommen: 

Zum Bestandsschutz des natürlichen Wasserkreislaufs und der Eindämmung des Trink-

wasserbedarfs soll die Wiederverwertung von Abwasser und der Gebrauch örtlich vorhan-
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dener Ressourcen, wie beispielsweise von Regenwasser oder Brunnen, gefördert wer-

den. Somit können laufende Kosten reduziert werden und eine gewisse Unabhängigkeit 

von Preisschwankungen und der Verfügbarkeit von Trinkwasser wird erreicht. Unter die 

Nachhaltigkeitsziele der DGNB-Kriterien fallen unter diesem Punkt beispielsweise die Ver-

besserung der Trinkwasserqualität, die effiziente Nutzung und nachhaltige Entnahme von 

Wasser und ein integriertes Wasserressourcenmanagement. Vor dem Hintergrund der in-

ternational steigenden Relevanz des Trinkwasser-Themas, soll die Bedeutung in den 

nächsten Jahren eine immense Steigerung erfahren (Lemaitre C., 2018, S. 167). 

 

Flächeninanspruchnahme: 

Das DGNB-Ziel im Kontext der Flächeninanspruchnahme ist die Reduzierung des bauli-

chen Nutzens von Flächen und die Eindämmung der fortschreitenden Bodenversiegelung 

unbebauten Grundes. Nicht nur aus ökologischen Gründen, sondern auch vor dem Hinter-

grund steigender Kosten für die Erschließung von Infrastrukturen, beinhaltet das Flächen-

nutzungs-Thema zusätzlich eine ökonomische Komponente. Der sorgfältige und wirt-

schaftliche Umgang mit örtlichen Flächen kann Erschließungsbeiträge und Gebühren für 

Abwasser reduzieren und zusätzlich das lokale Mikroklima verbessern. Zu den DGNB-

Nachhaltigkeitszielen zählen in diesem Kontext beispielsweise der Schutz der Bodenqua-

lität sowie das Eindämmen der Auswirkungen von Extremwetterereignissen und Katastro-

phen (ebd., 2018, S. 201). 

 

Biodiversität am Standort: 

Aufgrund des erheblichen Einflusses von Gebäuden in der Umwelt auf die Diversität von 

Ökosystemen (wie Lebensräumen oder Lebensgemeinschaften) und der genetischen Ar-

tenvielfalt, soll der Bestandsschutz dieser im lokalen Kontext unbedingt Berücksichtigung 

finden. Dafür sollen Anregungen für den Aufbau, den Erhalt oder der Ausdehnung der bio-

logischen Variationsbreite unmittelbar am Gebäude und deren umliegenden Außenflä-

chen gegeben werden. Darüber hinaus findet sich der Nutzen ebenfalls im menschlichen 

Wohlergehen im Einklang mit der Natur sowie der dadurch verbesserten Gesundheit und 

Leistungsfähigkeit des Menschen wieder. Auch dem Image des Gebäudes kommt ein 

achtsamer Umgang mit der örtlichen Flora und Fauna zugute und schlägt sich in einer 

Werterhöhung der Immobilie nieder. Schließlich kann die richtige Auswahl adäquater 
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Pflanzen für den jeweiligen Standort Folgekosten vermeiden, indem weniger Pflegeauf-

wand für robuste und beständige Pflanzen aufgebraucht werden muss (ebd., 2018, S. 

210).  

All diese Kriterien erzeugen ein Gesamtbild der ökologischen Qualität eines Gebäudes, 

und zeigt damit wie es bei dem Umgang mit der lokalen sowie globalen Umwelt performt.  

2.2.4 Soziokulturelle Dimension 

Die sozikulturelle Dimension beschreibt in erster Linie die Berücksichtigung und Beach-

tung aller Bevölkerungsgruppen sowie die Zielsetzung, alle Gesellschaftsschichten am 

kulturellen Leben zu beteiligen. Dies sollte unabhängig von Alter oder sozialem Milieu für 

alle Gesellschaftsmitglieder erfolgen (vgl. Knoblich, 2007). Angewendet auf den Gebäude-

sektor, obliegt diesem eine gewisse Verantwortung, da Bauwerke in vielerlei Hinsicht Ein-

fluss auf das gesellschaftliche Leben und die Behaglichkeit der Nutzer nehmen. Im Laufe 

der Zeit hat sich der Stellenwert bestimmter Themen und Bedürfnisse verändert, wie aktu-

ell beim Thema der Nachhaltigkeit zu beobachten ist. (vgl. Brauer K., 2019 S. 45). Da ei-

nes der Grundprinzipien des Nachhaltigen Bauens die Ganzheitlichkeit ist, müssen nach 

dem 3-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit auch soziokulturelle Aspekte in Einklang ge-

bracht werden. Dabei ist es wichtig, relevante Aspekte von Nutzern der entsprechenden 

Gebäude zu berücksichtigen (vgl. Jacob C., 2022, S. 59). Der Komfort der Gebäudenutzer 

hat in dieser Dimension einen hohen Wert. Bauliche Voraussetzungen für eine ausrei-

chende Tageslichtverfügbarkeit oder generell die Lichtverteilung haben Einfluss auf den 

Komfort der Nutzer. Aber auch Themen wie die Sicherheit, die Verwendung von Raumluft-

technischen Anlagen für eine qualitative Innenraumlufthygiene oder die Barrierefreiheit, 

um die Nutzbarkeit des Gebäudes für alle Menschen zu ermöglichen, beeinflussen die so-

ziokulturelle Dimension. Ebenso ist die Situation rund um die Mobilität für die Nutzerzufrie-

denheit relevant. Fragen nach einem Konzept für eine elektrische Ladeinfrastruktur, genü-

gend Fahrradstellplätzen oder einer Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr 

müssen geklärt sein (vgl. Wolf, 2020, S. 48). Neben der Qualität der Mobilitätsinfrastruk-

tur, gebührt auch der Funktionalität des Gebäudes eine gewisse Aufmerksamkeit. Diese 

beschreibt die Erfüllung gewisser Funktionen, welche mit der Anforderung der Nutzung 

variieren. Einfluss auf die Funktionalität hat die Ver- und Entsorgung, die infrastrukturelle 

Zugänglichkeit, die Funktions- und Raumzuordnung im Gebäude sowie die Innenraumge-

staltung (vgl. BMI, 2019, S. 41). Da bei einer Nutzungsänderung innerhalb der Gesamt-

nutzungsdauer eines Gebäudes die Funktionalität abnehmen kann, ist es förderlich, bei 
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der Planung eine mögliche Drittverwendung zu berücksichtigen. Diese sollte den funktio-

nalen Anforderungen dann trotz einer möglicherweise realisierten Umnutzung genügen. 

Darüber hinaus spielt auch die städtebauliche Qualität eine wichtige Rolle für die Akzep-

tanz und Identifikation der Nutzer mit dem Gebäude. Aus diesem Grund ist auch Kunst 

am Bau ein integraler Bestandteil eines Bauwerks (vgl. Wolf, 2020, S. 48). Wurde der so-

ziokulturellen Dimension ausreichend Beachtung bei der Planung eines Neubaus oder der 

Sanierung eines Gebäudes geschenkt, und somit die Nutzerzufriedenheit sichergestellt, 

so resultiert daraus eine positive Auswirkung auf die Wertbeständigkeit dieses Gebäudes. 

Somit macht sich die Investition in die Planung und Ausführung soziokultureller Qualität 

schlussendlich auch auf ökonomischer Ebene bemerkbar (vgl. BMI, 2019, S. 38). Zusam-

menfassend ist festzuhalten, dass die soziokulturelle Dimension auf eine effiziente sowie 

angemessene Nutzung eines Gebäudes abzielt, unter welcher optimale Arbeitsbedingun-

gen geschaffen werden, um die Gesundheit und Zufriedenheit der Nutzer zu gewährleis-

ten (vgl. Rottke N., 2017, S. 145). Phänomene wie die Gentrifizierung, unter welcher ein-

kommensschwächere Nutzer von einkommensstärkeren verdrängt werden, sollten dabei 

möglichst vermieden werden (vgl. Brauer K., 2019, S. 56). 
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3 Vorstellung relevanter Studien und Initiativen  

Wie in Kapitel 2.2.1 aufgeführt, gilt die Zielvorgabe die zulässigen Jahresemissionsmen-

gen des Gebäudesektors jährlich um rund 5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent zu reduzie-

ren. Die Grundlage dafür ist das Bundesklimaschutzgesetzes. Damit sollen die im Jahr 

2020 zulässigen Mengen von 118 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent um rund 45 %, auf 

67 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent im Jahr 2030 reduziert werden (vgl. Bundes-Klima-

schutzgesetz, 2019). Auf Grund der wiederholten Verfehlung dieses Minderungsziels von 

5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent, stellt sich eine Unzufriedenheit ein, die beispiels-

weise durch das Gründen deutscher Initiativen oder der Durchführung von Forschungs-

projekten in diesem Gebiet zum Ausdruck kommt (vgl. BMWK, 2022, S.26). 

3.1 Initiative - Abriss Moratorium 

 

Ein Beispiel dafür ist die Initiative Abriss-Moratorium. Diese veröffentlichte am 19. Sep-

tember 2022 einen offenen Brief, welcher an die Bundesministerin für Wohnen, Stadtent-

wicklung und Bauwesen, Klara Geywitz gerichtet war. Unterzeichner des Briefs sind bei-

spielsweise Mitglieder des Bundes Deutscher Architekten sowie Mitglieder der Initiative 

„Architects for Future“. Der offene Brief weist auf die Verfehlung der Minderungsziele des 

Gebäudesektors hin und bringt diese in Zusammenhang mit dem Pensum der abgerisse-

nen Gebäude in Deutschland. Gefordert wird ein Abriss-Moratorium, welches das zeitlich 

begrenzte Aussetzen des Abrisses von Gebäuden und den damit oftmals verbundenen 

Neubau vorsieht. Hingegen soll die Sanierung, der Bestandserhalt und der Um- und Wei-

terbau von Immobilien in den Mittelpunkt gerückt werden. Die Initiative fordert, dass jeder 

Abriss einer Genehmigung bedarf, welche unter der Berücksichtigung des Gemeinwohls 

und der Prüfung sozialer sowie ökologischer Umweltwirkungen erteilt werden kann.  

Positive Effekte dieses Moratoriums wären zum einen die Aktivierung des Potentials im 

Bestand, welcher durch Sanierung, energetische Verbesserung sowie eventuelle Erweite-

rung oder Aufstockung zur Schaffung der angestrebten 400.000 Wohnungen pro Jahr bei-

tragen könnten. Zum anderen verhindert unterbliebener Abriss auch die Gentrifizierung 

und hat somit positive Effekte auf soziale Spannungen. Weiter wird die Kreislaufwirtschaft 

angeregt, da diese mit der Förderung von Re-Use-Konzepten der Architekten korreliert, 
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welche die Nutzung von wiederverwendbaren Bauteilen, bzw. die damit einhergehende 

Etablierung von Bauteillagern und Börsen fördert. Das jedoch wohl wichtigste Argument 

der Initiative ist die Nutzung des Gebäudebestandes als Mittel gegen die Energie- und Kli-

makriese. Dadurch wir graue Energie weiter in bestehenden Materialien gespeichert und 

der Bedarf an Beton und Stahl, welcher mit hohen CO2-Emmisionen in Verbindung steht, 

im Zuge des abnehmenden Neubaus reduziert. Weiterhin werden von der Politik klare 

Rahmenbedingungen gefordert. Damit ist beispielsweise die Durchsetzung und konse-

quente Einhaltung bereits festgelegter Ziele gemeint, als auch die Aufforderung, den Er-

halt von Bestandsgebäuden ökonomisch attraktiv zu machen (vgl. offener Brief an Klara 

Geywitz, 2022).        

3.2 Studie 1 - Energetische Sanierung von Bestandsgebäu-

den oder Neubau 

 

Eine sehr aussagekräftige Studie zu dieser Thematik ist die Studie: “Energetische Sanie-

rung von Bestandsgebäuden oder Neubau – Ökologische Bewertung hinsichtlich Material-

bedarf, Primärenergieverbrauch und damit verbundenen Treibhausgas-Emissionen“ wel-

che 2022 vom Wuppertal Institut veröffentlicht wurde. Die Inhalte und Kernaussagen die-

ser Studie sollen folgend wiedergegeben werden. 

Einleitung und Zielstellung: 

Einer der Hintergründe dieser Studie ist das hohe Abfallaufkommen im Gebäudesektor, 

welches in Kapitel 2.2.3 bereits thematisiert wurde. Dabei macht der Gebäudesektor über 

die Hälfte des Gesamtabfallaufkommens Deutschlands im Jahre 2020 aus. Vor allem der 

Baustoff Beton, welcher mit der energieaufwendigen Herstellung von Zement in Verbin-

dung steht, sowie einen hohen Energieaufwand während des Recyclingprozesses verur-

sacht, ist für einen signifikanten Anteil an der Treibhausgasemission verantwortlich. Ne-

ben der Errichtung und dem Rückbau stellt jedoch auch die Nutzungsphase eine rele-

vante Rolle dar. Wohngebäude zählen als einige der wenigen Güter, welche eine Lebens-

dauer von 80 Jahren vorweisen (vgl. ImmowertV, 2021, Anlage 1). Der Energieverbrauch 

und die Art des Energiemediums sind folglich bei der ökologischen Betrachtung von Be-

deutung. Bei Neubauten wird es durch die Steigerung der energetischen Qualität mittler-

weile möglich, die Nutzungsphase klimaneutral zu gestalten (vgl. Steger S., 2022, S. 3). 

Wie in Abbildung 4 schematisch dargestellt, ist die Klimaneutralität dann erreicht, wenn 
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das Gebäude mindestens genau so viel Energie exportiert und damit CO2-Emissionen 

vermeidet, wie es auch für seinen Betrieb benötigt. Exportiert wird die Energie in Form 

von selbsterzeugter Elektrizität durch PV-Anlagen, Kühl- oder Heizenergie. 

 

Abbildung 4: Bilanzierung der Treibhausgasemissionen des Bilanzrahmens „Betrieb“ 
(DGNB, 2020, S. 2) 

       

Ein weiterer Aspekt, der bei der Gegenüberstellung von Bestand und Neubau Beachtung 

finden sollte, ist der Vorteil bestehender Gebäude hinsichtlich des ökologischen Fußab-

drucks. Dieser ist durch die Entstehungsphase bereits vorhanden. Dennoch bietet wiede-

rum nur die Nutzungsphase modernisierter Gebäude ein erhebliches ökologisches Ver-

besserungspotential. Die zentrale Frage der Untersuchung lautet also: „…was wiegt öko-

logisch stärker: der deutliche Mehrbedarf an Rohstoffen und höheren Abfallmengen bei 

Abriss und Neubau oder die voraussichtlich ökologisch überlegenere Nutzungsphase ge-

genüber den sanierten Bestandsgebäuden?“ (vgl. Steger S., 2022, S. 2).  

Methodisches Vorgehen: 

Diese Frage soll mit Hilfe eines Vergleichs beantwortet werden. Verglichen werden die 

Varianten (1) Abriss und Neubau oder (2) Bestandsanierung anhand 3 verschiedener Ge-

bäude mit entsprechend unterschiedlichen Berechnungsgrößen. Analysiert und bewertet 

werden die Varianten mittels der Umweltindikatoren: Carbon Footprint (CF), Material Foot-

print (RMI) und des kumulierten Energieaufwandes (KEA). Der Carbon Footprint gibt die 

Gesamtheit der Treibhausgasemissionen in Tonnen CO2-Äquivalent an, welche in diesem 

konkreten Fall durch das Projekt und dessen Lebenszyklus verursacht werden. Der Mate-

rial Footprint drückt die Menge an Primärrohstoffen in Tonnen aus, welche in diesem Fall 
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für das Projekt aufgewendet werden. Das entspricht der Summe der Primärrohstoffauf-

wendungen für das Produkt, die Dienstleistung und allen damit verbundenen Prozessen. 

Der kumulierte Energieaufwand gibt die Gesamtheit der erneuerbaren und nicht erneuer-

baren Primärenergieinputs in Gigajoule (GJ) an, welche zur Umsetzung des Projekts nötig 

sind (vgl. Steger S., 2022, S. 3-6).  

Die drei Beispielgebäude, anhand welcher die Gegenüberstellung berechnet wird, werden 

einer Datenbank der LEG entnommen, welche knapp 7000 Gebäude enthält. Die drei Ge-

bäude sind drei verschiedenen Baualtersklassen zuzuordnen, welche für eine Sanierung 

oder Neubau in Frage kommen: den Jahren 1949 - 1958; 1959 – 1968 und 1969 – 1978. 

Die Gebäude variieren in der Anzahl der Geschosse, Geschosshöhe, Gebäudeform, 

Wohnfläche, Wandstärke und weiteren. Gebäude A hat eine Grundfläche von 281 m², Ge-

bäude B 420 m² und das Gebäude C 890 m². Dementsprechend sind die rechnerischen 

Ergebnisse zu deuten. Die Zusammensetzung der verschiedenen Materialien der drei Ge-

bäude variiert nur leicht, denn alle drei Gebäude bestehen zu über 90% aus minerali-

schem Material (vgl. ebd., 2022, S. 9, 11, 13). 

Abriss 

Bei der Modellierung des Abrisses galt es folgendes zu beachten: Abbruch, Transport, 

Zerkleinerung, Sortierung und Deponierung. All diese Vorgänge sind mit energetischem 

Aufwand verbunden, welche schlussendlich wiederum Treibhausgasemissionen verursa-

chen. Daher wird in 3 Varianten des Abrisses unterschieden.  

Variante 1: Dieser sind Materialien zuzuordnen, welche direkt auf der Baustelle vorsortiert 

werden können und dem Recycling zugeführt werden.  

Variante 2: Diese berücksichtigt neben dem Abbruch selbst auch den Transport und die 

Sortierung von Materialien. 

Variante 3: Diese berücksichtigt Materialien, für welche es keine Recyclingoptionen gibt 

und welche dementsprechend verbrannt oder deponiert werden müssen. 

Hinsichtlich der Entsorgungskosten gibt es Unterschiede zwischen der konventionellen Art 

des Abbruchs, dem teilselektiven Abbruch und dem selektiven Abbruch. Diese drei Arten 

unterscheiden sich in der Gründlichkeit der Vorsortierung und letztendlich durch die pro-

zentualen Anteile der sortenreinen Entsorgung der einzelnen Materialien und dem ent-
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Nutzungsphase 

In der Nutzungsphase werden bei dem sanierten Bestandsgebäude und dem Ersatzneu-

bau verschiedene Endenergieverbräuche angenommen. Diese werden zum Teil von der 

jeweiligen Gebäudehülle sowie dem Medium der Bereitstellung für Warmwasser und Hei-

zenergie beeinflusst. Dabei wird angenommen, dass das sanierte Bestandsgebäude ei-

nen Endenergiebedarf von 90 – 110 kWh/m² und Jahr hat. Hingegen wird bei dem Neu-

bau ein Endenergiebedarf von nur 22-25 kWh/m² und Jahr angenommen. Die Nutzungs-

phase ist mit 50 Jahren, d.h. bis zum Jahr 2070 definiert (vgl. Steger S., 2022, S. 36). Die 

nachstehende Abbildung 5 zeigt den Carbon Footprint (CF) in t CO2-Äquivalent bezogen 

auf den Endenergiebedarf.  Dabei entspricht dem Neubau ein Carbon Footprint von fast 

500 Tonnen CO2-Äquivalent. Der größte Teil dessen, dargestellt in braun, ist durch den 

Neubau selbst begründet. Der zweitgrößte Anteil liegt in der Nutzungsphase am CF, wel-

cher in der Abbildung in gelb dargestellt ist. Der kleinste Teil entspricht dem Abriss des 

Bestandsgebäudes. Der zweite Balken des Balkendiagramms stellt das 1. Szenario der 

Sanierung des Bestandsgebäudes dar. Dieses Szenario geht von einer durchgängigen 

Bereitstellung von Warmwasser und Heizenergie in Form von Erdgas aus. Dieses Szena-

rio hat im Vergleich den höchsten CF mit über 600 Tonnen CO2-Äquivalent. Verursacht 

wird diese Menge nahezu ausschließlich durch die in der Nutzungsphase entstandenen 

Emissionen. Die Sanierung entspricht dabei einem verschwindend geringen Anteil im ein-

stelligen Prozentbereich. Das Szenario 2 geht von einem zeitlich begrenzten Betrieb der 

Warmwasserbereitung und Heizenergie mittels Gases aus. Dieser endet im Jahr 2036 

und wird mit einer Luft-Wasser-Wärmepumpe fortgesetzt. In diesem 2. Szenario, darge-

stellt durch den Balken 3 des Diagramms, wird der Anteil der Sanierung höher als der des 

Szenario 1. Dies lässt sich mit dem Einbau der Wärmepumpe begründen. Ab diesem Zeit-

punkt flacht die Kurve der verursachten Emissionen stark ab. Der restliche überwiegende 

Anteil ist ebenfalls in der Nutzungsphase verortet, stellt jedoch einen deutlich geringeren 

Prozentsatz als in Szenario 1 dar. Insgesamt ist dieses Szenario mit einem CF von knapp 

250 Tonnen CO2-Äquivalent aus ökologischer Sicht das vorteilhafteste der 3 gegenüber-

gestellten Szenarien.  
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Abbildung 5: Carbon Footprint der 3 verschieden Varianten – Gebäude A (Steger S., 2022, S. 
7) 

 

Das Szenario 1, wobei das sanierte Bestandsgebäude bis 2070 mit dem Medium Gas be-

trieben wird, verliert seinen Vorsprung des eingesparten CO2-Äquivalents, gegenüber 

dem Neubau im Jahr 2058. Damit emittiert das sanierte Bestandsgebäude nach einem 

Betrieb von 38 Jahren mehr Emissionen als der Neubau. Der Vorsprung durch einge-

sparte Emissionen des sanierten Bestandsgebäudes betrug zu Beginn der Betrachtung 

nahezu 380 Tonnen CO2-Äquivalent (vgl. Steger S., 2022, S. 48). 

Fazit: 

Zusammenfassend ergeben sich aus der Studie folgende Kernpunkte: 

1. Ökonomisch sorgt der Ersatzneubau im Verhältnis zur Sanierung für einen finanziellen 

Mehraufwand von rund einer Million, was dem 8-fachen Geldbetrag entspricht.  

2. Die Abrisskosten und die Entsorgung im Zuge des Ersatzneubaus übersteigen die 

Umweltwirkung der Sanierung des Bestandsgebäudes bereits vor der Neuherstellung. 

3. Ob die Umweltwirkungen eines Neubaus oder die eines sanierten Bestandsgebäudes 

geringer sind, hängt unter anderem von dem zur Beheizung verwendeten Medium und 

des damit verbundenen Primärenergiefaktor ab, aus welchem sich der Anteil der Nut-

zungsphase ergibt, der sich wiederum auf den Carbon Footprint auswirkt. 
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3.3 Studie 2 – Wege in eine ressourcenschonende Treib-

hausgasneutralität, RESCUE - Studie 

Eine weitere Studie, welche Aussagen zum Thema Neubau und Gebäudebestand trifft, ist 

die 2019 veröffentlichte Studie des Umweltbundesamtes. Die Dimension dieser Studie ist 

mit ihren 443 Seiten enorm, weshalb sich im Folgenden ausschließlich auf die Betrach-

tung des Gebäudesektors beschränkt wird. Darüber hinaus beschäftigt sich die Studie un-

ter anderem mit den Themen Mobilität, industrielle Produktion, Abfall, Abwasser oder 

Landwirtschaft. 

Einleitung und Zielstellung: 

Grundlegend beschreibt die Studie sechs Szenarien, welche sich in der Ausprägung di-

verser charakteristischer Eigenschaften unterscheiden. Zu den charakteristischen Eigen-

schaften gehören beispielsweise: Energieeffizienz, Materialeffizienz, Technikinnovationen, 

nachhaltiges Handeln, Wachstumsbefreiung, Ausgleich des globalen Technologieniveaus, 

Verringerung der Flächenneuinanspruchnahme im Pfad und Klimaschutzbestrebungen im 

Pfad (vgl. Abbildung 6). Das Ambitionsniveau einzelner Eigenschaften variiert in 4 Stufen 

zwischen „sehr niedrig“ bis „sehr hoch“ und wird in der Abbildung 6 anhand der unter-

schiedlich großen Kreise ausgehend vom Mittelpunkt dargestellt. 
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Abbildung 6: Charakteristische Eigenschaften der Green-Szenarien (Purr K., 2019, S. 28) 

  

Allen Szenarien gemein ist das Ziel der weitestgehenden Treibhausgasneutralität im Jahr 

2050 in Deutschland, was eine Reduktion der Treibhausgase von 95% gegenüber dem 

Jahr 1990 bedeutet. In der Art und Weise der Erreichung dieses Ziels unterscheiden sich 

die Szenarien (vgl. Purr K., 2019, S. 57). 

Methodisches Vorgehen 

Die Ergebnisse der Studie basieren auf dem Forschungsvorhaben „Transformationspro-

zess zum treibhausgasneutralen und ressourcenschonenden Deutschland“ (Forschungs-

kennzahl 3715411150). Darin wurde ein Modellverbund von 5 Modellen verwendet. Für 

den Gebäudesektor wurde das Gebäude-Modell (GEMOD) genutzt (vgl. ebd., 2019, S. 

71). Mit Hilfe dieses Modells wird der Wärme- und Klimatisierungsbedarf bestehender Ge-

bäude modelliert. Dabei werden 52 verschiedene Wohngebäudetypen, sowie 182 Nicht-

wohngebäudetypen berücksichtigt. Teil des Modells ist die Berechnung möglicher Sanie-

rungszeitpunkte für Außenbauteile und Heizungs- und Lüftungsanlagen, sowie der Treib-

hausgasemissionen der betrachteten Gebäude (vgl. Dittrich M., 2020, S. 64, 65).  

Ergebnisse und Annahmen  

Die Gebäudeflächenentwicklung ist aus Klimaschutzbetrachtung, hinsichtlich der beheiz-

ten Gebäudefläche oder Wohnfläche eine durchaus relevante Größe. Die Nachfrage nach 
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Wohnraum, auch in Abhängigkeit der Demographie, nimmt Einfluss auf die Neubau- so-

wie Abgangsrate. Der Anteil an abzureißenden wie neu zu bauenden Gebäuden beein-

flusst wiederum die Flächeninanspruchnahme, sowie den Baustoffbedarf im Hoch und 

Tiefbau. Zur Wohnfläche macht die Studie szenarienabhängig unterschiedliche Aussagen. 

Gemein haben alle Szenarien einen beginnenden Anstieg der Wohnfläche bis mindestens 

2020 im GreenLife-Szenario, jedoch spätestens bis 2040 im GreenLate-Szenario. An-

schließend geht die nachgefragte Wohnfläche zurück. Mit dem Rückgang liegt die Ab-

gangsrate somit über der Neubaurate (vgl. Purr K., 2019, S. 60, 61). Bezüglich der Wohn-

fläche pro Kopf nehmen alle Szenarien unterschiedliche Entwicklungen an, die bis 2050 

von unter 42 m² (GreenLife und GreenSupreme) bis 53 m² (GreenLate) reichen (vgl. ebd., 

2019, S. 162). Die dem Wohnflächenbedarf zu Grunde liegende Neubauaktivität, ist we-

gen der Rohstoffinanspruchnahme aus der Klimaschutzperspektive nicht zu vernachlässi-

gen und ergibt folgende Annahmen. Hier ist festzuhalten, dass ein hoher Anteil an Mehr-

familienhäusern (MFH) einen positiven Effekt auf den spezifischen Raumwärmebedarf 

hat. Dieser ist bei gleichen Dämmstärken auf Grund des besseren Oberfläche- zu Volu-

men-Verhältnisses niedriger als bei Einfamilienhäusern (EFH). Derzeit ist das Verhältnis 

zwischen Ein- und Zweifamilienhäusern (ZFH) zu Mehrfamilienhäusern 60% zu 40%. Der 

überwiegende Teil der Szenarien geht von einer negativen Entwicklung, hin zu einem Ver-

hältnis 66% zu 34%, aus. Die Szenarien GreenLife und GreenSupreme nehmen eine po-

sitive Wende, hin zu einem EFH/ZFH zu MFH Verhältnis von 27% zu 73%, an (vgl. ebd., 

2019, S. 164, 165). Bei der Materialzusammensetzung im Hochbau gehen die Szenarien 

ebenfalls von unterschiedlichen Entwicklungen aus. Während zum Beispiel das Szenario 

GreenLate von einer Fortsetzung der aktuellen Materialzusammensetzung ausgeht, 

nimmt das Szenrio GreenMe und GreenSupreme einen Anteil an aus Holz gebauten 

EFH’s und ZFH’s von 80% an. Dabei wird eine Steigerung der Anwendung des Holzbaus 

im Bereich der MFH’s auf 45% in 2050 angenommen (vgl. ebd., 2019, S. 164, 165). 

Was die Sanierung und Modernisierung betrifft, wird von einer derartigen Ausgestaltung 

der ordnungsrechtlichen Rahmen ausgegangen, dass keine Renovierungen oder Moder-

nisierungen mehr erfolgen darf, ohne dabei eine energetische Verbesserung am Gebäude 

zu erwirken (vgl. ebd., 2019, S. 166). Bezüglich der Sanierungsrate, dessen Erhöhung un-

ter anderem auch die Kommission nachhaltiges Bauen fordert (vgl. Schubert S., 2023, S. 

25), legen die Szenarien unterschiedliche Steigerungsraten fest. Im Großteil der Szena-

rien soll diese von heute 1% auf 2050 2,6% - 2,8% steigen. Nur das Szenario GreenLate 

beschränkt diese auf lediglich 1,6%. Bezüglich der Heizwärme schließen fast alle Szena-

rien die konventionellen Heizmedien aus. Es wird angenommen, dass Wärmepumpen und 

Wärmenetze, betrieben durch erneuerbare Energien in Form von Großwärmepumpen, 
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Solarthermie oder Müllheizkraftwerke, die nötige Wärme erzeugen. Diese Wärmenetze 

sind vor allem im urbanen Raum verstärkt auszubauen, da beispielsweise Erdwärmepum-

pen dort nicht im ausreichenden Maße errichtet werden können, um den Wärmebedarf zu 

decken (vgl. Purr K., 2019, S. 173, 174). Bis 2050 soll sich der Anschlussgrad an die aus-

gebauten Wärmenetze im Vergleich zu heute verdoppeln. Die Rohstoffaufwendungen, 

welche bis 2050 für die umfassenden energetischen Sanierungen mit Dämmung, Lüf-

tungssystemen, Wärmepumpen und Flächenheizungen einher gehen, belaufen sich auf 

rund 820 Mio. Tonnen. Bei einer Umsetzung des „Effizienzhauses 40 – Standards für Be-

standsgebäude“, würden sich jedoch rund 2.350 Mio. Tonnen in 70 Jahren einsparen las-

sen (vgl. ebd., 2019, S. 182).   

Fazit:  

Die dargestellten Transformationspfade haben in jedem der möglichen Szenarien die Ziel-

erreichung der Treibhausgasneutralität im Jahr 2050 gemein. Schlussfolgerungen, die 

sich aus dieser Studie und speziell aus diesem Transformationspfad ergeben, sind fol-

gende:  

1. Das Erhöhen der Sanierungsrate auf 2,5% soll mittels Integration von Klimakosten 

in die Brennstoffpreise oder einer Gebäude-Klimaabgabe erfolgen. 

2. Der Gebäudestandard bei Sanierungen sollte schon heute den Anforderungen von 

2050 entsprechen, um einer später erneuten, rein energetischen Sanierung vorzu-

beugen.   

3. Alle im Jahr 2050 für den Gebäudebestand benötigten Energiemengen müssen 

aus erneuerbaren Energien bezogen werden.  

4. Die Nutzung konventioneller Heiztechnik ist zu reduzieren und Gasheizungen sind 

ab 2030 nicht mehr zu installieren. 

5. Erdwärme- sowie Luftwärmepumpen sind zu fördern. 

6. In verdichteten Räumen ist die leitungsgebundene Wärmeversorgung wirtschaft-

lich, sowie treibhausgasneutral auszubauen und auf Grund von langen Planungs- 

und Bauprozessen politisch in den Fokus zu rücken. 

7. Durch verstärkten Holzbau und der Nutzung von Sekundärbaustoffen ist die Mate-

rialsubstitution zu reduzieren. 

8. Um den Einsatz von Recyclingbaustoffen zu erhöhen, ist der selektive Rückbau 

sowie die sortenreine Trennung zu forcieren.  

9. Die Flächeninanspruchnahme ist durch flächensparendes Bauen, Flächenrecyc-

ling, Innenentwicklung sowie effiziente Flächennutzung zu reduzieren. Diese Vor-

gänge, zu welchen das modulare Bauen beiträgt, sind zu unterstützen. Damit soll 
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das Ziel, bis 2050 die Flächeninanspruchnahme auf Netto-Null zu reduzieren, so-

wie die Pro-Kopf-Wohnfläche auf 41 m² zu begrenzen, erreicht werden. 

3.4 Studie 3 - Energieeffizienz im Altbau: Werden die Sanie-

rungspotenziale überschätzt? Ergebnisse auf Grundlage 

des ista-IWH-Energieeffizienzindex 

Einleitung und Zielstellung: 

Diese Studie leistet im Kontext dieser Arbeit einen weiteren relevanten Anteil, welcher zur 

Beantwortung der Frage nach der Sinnhaftigkeit zwischen Neubau und Bestandssanie-

rung beiträgt. Durch eine sich wiederholende deutliche Verschärfung der gesetzlichen 

Energieanforderungen und den sich gegebenenfalls erhöhenden Kosten, wird die Investi-

tion in Immobilien unattraktiver (vgl. Michelsen C., Müller-Michelsen S., 2010, S. 448; 

GEG, 2020). Dies ergibt sich aus der grundlegenden Investitionsbereitschaft von Investo-

ren, die mit einer entsprechenden Rentabilitätserwartung einhergeht. Da die Bestandsge-

bäude, welche einer Sanierung unterzogen werden müssten, unterschiedlichen Baustan-

dards und Stilen entsprechen, variiert die Ausgangslage einer energetischen Sanierung. 

Dies hat wiederum die Variation der Sanierungskosten zur Folge. Aufgrund wachsender 

energetischer Anforderungen steigen die Investitionskosten stärker als die Einnahmen ei-

nes Vermieters in Form von Mietzahlungen, was zu einem sinkenden Investitionsinteresse 

in diesem Bereich führt. Stattdessen verschiebt sich die Investition in höher verzinsbare 

Finanzanlageprodukte (vgl. ebd., 2010, 448). Durch die Investition in andere Anlageklas-

sen bleiben Sanierungen zunehmend aus. Des Weiteren wird in Märkten mit einem gerin-

gen Mietausfallrisiko die Durchführung einer Sanierung als sicherer betrachtet als in Märk-

ten, welche ein hohes Mietausfallrisiko mit sich bringen (vgl. ebd., 2010, S. 448). Unge-

fähr 70% der MFH’s in Deutschland wurden, Stand 2010, vor 1977 errichtet und entspre-

chen somit nicht einmal den Anforderungen der 1. Wärmeschutzverordnung aus dem Jahr 

1977 (vgl. ebd., 2010, S. 449). Ziel dieser Studie ist es, zu erarbeiten, inwiefern sich die 

Energiekennwerte mittels einer Modernisierung verändern und welche Sanierungspotenti-

ale die verschieden Baualtersklassen aufweisen.  
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Methodisches Vorgehen: 

In dieser Studie wird durch eine quantitative Erhebung ein Datensatz des Unternehmens 

„ista Deutschland GmbH“ ausgewertet. Der Datensatz besteht aus rund 200.000 Energie-

ausweisen (vgl. Michelsen C., Müller-Michelsen S., 2010, S. 448). Diese geben Auf-

schluss über folgende Informationen:  

• Energiekennwert in kWh/m2 pro Jahr 

•  Baujahr 

•  Zeitraum der letzten Sanierung wesentlicher Bauteile: Fassade, Fenster, Dach, 

Kellerdecke, Heizungsanlage 

•  Wohn- und Nutzfläche 

•  Anzahl der Wohneinheiten 

(vgl. ebd., 2010, S. 452) 

Folgend wird eine bautechnische Betrachtung der Studie dargelegt. Dabei werden Ge-

bäude nach ihren Baujahren getrennt typologisiert. Zu den relevanten bautechnische Ei-

genschaften, die mit variierenden Wärmeverlusten einhergehen, gehört das Dach, die Au-

ßenwand, die Kellerdecken und die Fenster. 

Ergebnisse: 

Entsprechend der historischen Situation sind die verschiedenen Baualtersklassen mit ver-

schiedener Baustruktur verbunden. Häuser deren Errichtung bis 1918 vollzogen wurde, 

verfügen über starke Außenwände aus Vollziegel, teils Ornamenten, Holzkastenfenstern 

sowie Geschosshöhen von bis zu vier Metern. Gebäude, welche in den darauffolgenden 

Baujahren entstanden sind, weisen schlichtere Bauweisen auf. Der zurückhaltende Mate-

rialeinsatz verursachte bis hin zu den 1950er Jahren bzw. der Nachkriegszeit, dünne Au-

ßenwandstärken mit entsprechend schlechter Energieeffizienz. Der sparsame Einsatz von 

Material ist durch die damalige Wohnungsnot begründet. Diese Entwicklung kehrte sich 

erst im Laufe der 1970er Jahre um, in denen das industrielle Bauen an Bedeutung ge-

wann. In der BRD äußerte sich dies durch die Etablierung von Fertigteilbausystemen, 

während in der DDR die Großtafelbauweise mit der überwiegenden Verwendung von Be-

tonplatten als Baustoff umgesetzt wurde. Diese Bauweise entspricht jedoch nicht den 

heutigen Anforderungen an die Energieeffizienz. Bei der energetischen Sanierung liegt 

der Schwerpunkt auf der Außenwanddämmung. Dies gestaltet sich jedoch insbesondere 

für Häuser, welche um die Jahrhundertwende erbaut wurden, als schwierig. Als Grund da-

für zählen die historisch wertvollen Fassaden mit teilweise aufwändigen Ornamenten oder 
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einer besonderen Fassadenstruktur. Eine Außenwanddämmung mittels WDVS (Wärme-

dämmverbundsystem) ist für diese Objekte daher tendenziell ausgeschlossen. Stattdes-

sen besteht hier die Möglichkeit der Innenwanddämmung, welche jedoch mit der Schwie-

rigkeit von Wärmebrücken in Bereichen wie der Fensterleibungen einhergehen kann (vgl. 

Michelsen C., Müller-Michelsen S., 2010, S. 451). Da die Stärke der Außenwände dieser 

Objekte ohnehin recht massiv ist, verfügen andere Objekte mit dünneren Außenwandstär-

ken über ein höheres Einsparpotential. Objekte der 1950 bis 1970er Jahre sind auf Grund 

ihrer recht unkompliziert errichteten Fassade problemlose durch einen WDVS zu verklei-

den. Das Potential der Fensterflächen kann mittels Einbaus eines zweiten Fensterflügels 

oder dem Austausch hin zu dreifachverglasten Fensterscheiben, in fast allen Baualters-

klassen ausgeschöpft werden. Nur in der Baualtersklasse der 1960er Jahre ist auf Grund 

der großen Fensterflügel eine Mehrfachverglasung meist nicht möglich. Die daraus fol-

gende Lasterhöhung führt zu einer Mehrbelastung der tragenden Bauelemente, die tech-

nisch nicht umsetzbar ist (vgl. ebd., 2010, S. 452). Bei der Sanierung der Kellerdecken 

stellen sich bei Objekten aller Baualtersklassen keine Probleme ein. Hierbei wird die Däm-

mung an der Unterseite der untersten Geschossdecke angebracht. Die Dämmung von 

Dächern stellt sich ebenfalls überwiegend als problemlos dar. Ausschließlich die Gebäude 

der Baualtersklassen der 1920er bis 1930er Jahre weisen, auf Grund von sparsamem 

Einsatz des Materials für den Dachstuhl, statische Probleme mit dem Mehrgewicht auf. 

Dies kann jedoch durch eine Verstärkung der Dachsparren gelöst werden. 

Zu Beginn wurden in der Studie mithilfe der Auswertung der 156.866 Energieausweise 

zwei Gebäudegruppen gebildet. Zum Ersten die vollsanierten Gebäude, welche innerhalb 

der letzten 15 Jahre saniert wurden und zweitens die unsanierten Gebäude, bei welchen 

noch keine Sanierung der Gebäudehülle erfolgt sowie nicht mehr als ein Bauteil saniert 

wurde. Die Daten reichen von dem Baujahr 1900 bis zum Jahr 2006 und werden in 

kWh/m² Gebäudenutzfläche pro Jahr angegeben (vgl. ebd., 2010, S. 453).            
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Abbildung 7: Medianenergiekennwerte von Gebäudealter und Sanierungsstand - 1900 bis 
2006; kWh/m² Gebäudenutzfläche pro Jahr, (Michelsen C., Müller-Michel-
sen S., 2010, S. 453) 

Angesichts der bautechnischen und architektonischen Betrachtung bestätigt die vorste-

hende Grafik (Abb. 7) die Abhängigkeit der Energieeffizienz von der baulichen Struktur. 

Die unsanierten Gebäude um die Jahrhundertwende weisen, im Gegensatz zu den Bau-

ten der Nachkriegszeit, durch starke Wandstärken aus Vollziegel einen noch günstigen 

Energiebedarf auf. Ebenfalls ist erkennbar, dass sich durch das Erlassen der 1. Wärme-

schutzverordnung 1978 deutliche Verbesserungen in der Energieeffizienz ergeben, wel-

che sich bis zum Jahre 2006 auf 86 kWh/m² pro Jahr reduzieren. Das Potential, welches 

sich aus der Höhe der Differenz zwischen vollsanierten und unsanierten Gebäuden ergibt, 

ist zwischen Ende der 1950er Jahre bis zum Ende der 1970er Jahre am größten. Das 

wiederum spiegelt sich auch in der folgenden Abbildung 8 „Realisierte Einsparungen 

durch Sanierungen“ wider (vgl. Michelsen C., Müller-Michelsen S., 2010, 453).  
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Abbildung 8: Realisierte Energieeinsparungen durch Sanierungen (Michelsen C., Müller-Mi-
chelsen S., 2010, S. 454) 

Das ergibt sich aus dem verhältnismäßig vorteilhaften Ausgangsniveau, sehr schlechter 

Energieeffizienzwerte und der zugleich unkomplizierten Durchführbarkeit der Sanierung 

von Gebäuden dieser Baualtersklassen. Im Gegensatz dazu werden bei Objekten der 

Jahrhundertwende Verbesserungen der Energieeffizienz durch Sanierungen von bis zu 

15% erreicht. Im Vergleich zu den anderen Baualtersklassen ist dieses Potential als eher 

gering einzustufen (vgl. ebd., 2010, S. 454).  

Fazit: 

Die Schlussfolgerungen, welche sich aus der vorliegenden Studie ergeben, sind Fol-

gende:  

1. Auf Grund sinkender Renditen wird es unwahrscheinlicher, dass Eigentümer älte-

rer Objekte umfassende Sanierungen vornehmen, da die Erhöhung der Mietpreise 

je nach Lage des Objekts nicht im Verhältnis zu den Investitionskosten realisierbar 

ist. 

2. Städtebaulich, insbesondere für historische Innenstadtbestände und im Sinne des 

Klimaschutzes, wäre eine stagnierende Sanierungsbereitschaft kontraproduktiv. 

3. Die Beteiligung von Mietern für die Kosten der Sanierungen könnte höher bemes-

sen werden. Die laut BGB §559 und §559a maximale Erhöhung der Miete von 

11% der Wohnung zuzuordnenden Kosten (Stand 2010) ist mittlerweile auf 8% re-

duziert (vgl. BGB, 2020, S. 151). Durch eine Erhöhung der Beteiligung durch die 

Mieter, wird für den Eigentümer aus ökonomischer Sicht ein Anreiz für eine Sanie-

rung geschaffen.    
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4. Auf Grund der bautechnisch unterschiedlichen Durchführbarkeit verschiedener Sa-

nierungsmaßnahmen, wäre eine Differenzierung der Auflagen nach Gebäudetyp 

denkbar.  

5. Auch alternative Maßnahmen, wie beispielsweise Verbrauchsmessgeräte, welche 

weniger kostenintensiv sind, könnten einen Beitrag zur Energieeffizienz leisten. 

Diese können das Nutzerverhalten im Sinne der Energieeinsparung beeinflussen. 

6. Durch eine zunehmende Teuerung der Heizkosten steigt die Bereitschaft der Mie-

ter, höhere Mieten für energieeffiziente Immobilien zu zahlen und durch einen 

niedrigeren Verbrauch die Heizkosten zu reduzieren. 

7. Durch höhere staatliche Subventionen lassen sich Erstellungskosten für energe-

tisch günstige Neubauten oder Sanierungskosten im Bestand reduzieren. 

8. Subventionen im Bestand sollten sich auf die Baualtersklassen beschränken, bei 

denen das größte Potential für eine Optimierung der Energieeffizienz besteht (vgl. 

Michelsen C., Müller-Michelsen S., 2010, S. 455). 

 

3.5 Studie 4 - Einflussfaktoren auf die Sanierung im deut-

schen Wohngebäudebestand - Ergebnisse einer qualitati-

ven Studie zu Sanierungsanreizen und -hemmnissen pri-

vater und institutioneller Eigentümer  

Einleitung und Zielstellung 

Diese Studie untersucht, welche Einflussfaktoren sich positiv oder negativ auf durchge-

führte oder unterlassene energetische Sanierungen ausgewirkt haben.  

Methodisches Vorgehen: 

Die Studie wurde von der KFW-Bankengruppe beauftragt und beinhaltet einen qualitati-

ven Ansatz. Der Durchführungszeitraum begann im Dezember 2014 und endete im De-

zember 2015. Dabei wurden 33 Privateigentümer und 4 institutionelle Vermieter inter-

viewt. Im Mittelpunkt der Interviews stand die Rekonstruktion der Entscheidungssituation, 

welche in der Durchführung oder Unterlassung einer energetischen Sanierung endete. 

Die Ausgangslage der Studie findet Resonanz mit den vorherig aufgeführten Studien. Für 

das Erreichen der Klimaschutzziele der BRD müssen Energieeinsparpotentiale genutzt 
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werden. Der Gebäudesektor hat für die Erreichung der Ziele ein besonders großes Poten-

tial, wobei vor allem dem Bestand, mit der bisher noch zu niedrigen Sanierungsrate, eine 

besondere Rolle zugesprochen wird. In der Studie werden Hemmnisse und Anreize ver-

schiedener Eigentümertypen herausgearbeitet. Es werden drei verschiedene Eigentümer-

typen kategorisiert. Dazu zählen die Selbstnutzer, welche ihr Eigentum selbst bewohnen, 

die Kleinvermieter, welche als Privateigentümer auftreten und ihr Eigentum vermieten, so-

wie institutionelle Vermieter. Im Laufe der Interviews können die Teilnehmer eigene Rele-

vanzsetzungen treffen, woraus sich die Motive für deren Entscheidungen ergeben (vgl. 

Renz I., 2016, S. 11). Die Kommunen, aus denen die Immobilieneigentümer interviewt 

wurden, sind Heidelberg, Fürth und Herne. Vorab diente ein Screening-Fragebogen der 

Identifikation der verschieden Eigentümertypen und der Information über die entsprechen-

den Gebäudemerkmale sowie in Verbindung stehende zukünftige oder vergangene Sa-

nierungsmaßnahmen. Die durchgeführten Interviews wurden anschließend auf relevante 

Textstellen untersucht und entsprechenden Kategorien zugeordnet. Mit einer Computer-

software wurden die Ergebnisse analysiert und ausgewertet. Relevante Textstellen wur-

den beispielsweise drei verschiedenen Typen zugeordnet (Sanierern, Nicht-Sanierern 

oder Mischtypen). Anhand der Häufigkeit der Textstellen mit entsprechenden Motiven 

wurden Motivallianzen gebildet. Analysierte Gebäudetypen reichen von EFH’s über ZFH’s 

bis hin zu MFH’s. 

Ergebnisse: 

Die am häufigsten auftretenden Argumente, die bei der Durchführung der Interviews ge-

nannt wurden, waren „Ökonomische Überlegungen“ mit 368 Textstellen. Am zweithäufigs-

ten wurden „Ökologische Argumente“ mit 162 Textstellen genannt. Ähnlich stark wurden 

„Instandsetzungen“ und „Instandhaltungen“ mit 139 Textstellen thematisiert (vgl. ebd., 

2016, S. 34). Des Weiteren wurden die Interviews in einer enormen Dimension in ver-

schiedene Motivkombinationen, verschiedene Eigentümertypen und nach deren Sanie-

rungspräferenzen zugeordnet. Aus Relevanzgründen wird sich jedoch auf eine allgemeine 

Auswertung der Ergebnisse beschränkt.  

Insbesondere bei älteren Eigentümern ist die weitere Nutzungsperspektive unklar, was mit 

Hemmnissen gegenüber einer energetischen Sanierung einhergeht. Ökologische Über-

zeugungen oder Ansprüche gelten als Anreiz, der bei Selbstnutzern am stärksten ausge-

prägt ist (vgl. ebd., 2016, S. 82). Dies lässt sich aus den folglich einzusparenden Heizkos-

ten ableiten, wovon Selbstnutzer direkt profitieren (vgl. ebd., 2016, S. 40). Für Vermieter 

ohne Selbstnutzung stellt dies eher ein Hemmnis dar, da diese von den Energiekostenein-

sparungen nicht direkt profitieren (vgl. Renz I., 2016, S. 82). Ein weiteres Hemmnis für 
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Vermieter stellt die teilweise nicht durchführbare Umlegung der Modernisierungskosten 

dar. Sie müssten somit höhere Mieten verlangen, was die Konkurrenzfähigkeit der Immo-

bilie auf dem Markt beeinflussen könnte. Hohe Investitionskosten für eine energetische 

Sanierung und die negative Wirtschaftlichkeitseinschätzung, welche mit einer langen 

Amortisationszeit einhergeht, beeinflusst sowohl Eigennutzer als auch Vermieter. Darüber 

hinaus stellen die Befürchtungen von Schäden an der Bausubstanz ein weiteres Hemmnis 

dar. Diese können, wie bei Schimmel oder Feuchtigkeit, mit der Dämmung der Gebäude-

hülle einhergehen. Als Anreiz für eine Sanierung gilt wiederum die Erhöhung des Wohn-

komforts. Insbesondere bei Vermietern, welche mit vergangenen Beschwerden bzw. Un-

zufriedenheiten der Mieter zu kämpfen haben, kann eine Sanierung attraktiv sein (vgl. 

Renz I., 2017, S. 83). Die mit der Steigerung des Wohnkomforts einhergehende Bereit-

schaft für größere Investitionen, ergeben sich überwiegend bei Selbstnutzern. Für Vermie-

ter wiederum hemmend wirkt bei der Anwendung einer Innendämmung der Verlust an 

vermietbarer Fläche. Hingegen kann das Eintreten einer langfristigen Vermietung einen 

Anreiz für Vermieter darstellen, eine energetische Sanierung durchzuführen (vgl. ebd., 

2017, S. 83).  

Fazit: 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass jede Sanierungsentscheidung indivi-

duell zu betrachten ist und von einer Vielzahl von Faktoren abhängt. Diese reichen vom 

persönlichen Hintergrund, über ökonomische Abwägungen (welche zwischen Selbstnut-

zern und Vermietern stark variieren), bis hin zu ökologischen Überzeugungen. Neben den 

eher eigentümerspezifischen Beweggründen, ist natürlich auch der Zustand der Bausub-

stanz, die Baualtersklasse, die notwendige Sanierungstiefe, die Dringlichkeit einer In-

standsetzung sowie die damit einhergehenden Kosten von Relevanz.  

Schlussfolgerungen sowie Forderungen, welche sich aus der Studie ergeben, sind Fol-

gende: 

1. Ökonomische Beweggründe dominieren die Argumentationen in der Befragung. 

Die Mehrzahl der Befragten sieht demnach die fehlende Wirtschaftlichkeit der Mo-

dernisierung als ein Hemmnis. 

2. Im Gegensatz zu Vermietern, zählen eingesparte Energiekosten durch gesteigerte 

Energieeffizienz für Eigennutzer als ein Anreiz. 

3. Fehlende Perspektiven, sowie Angst vor Schäden der Bausubstanz, welche durch 

Dämmmaßnahmen hervorgerufen werden können, stellen ein Hemmnis dar.  
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4. Die Schaffung einer professionellen kostenlosen Energieberatung fördert die Sa-

nierungsrate von Bestandsgebäuden. 

5. Um den ökonomischen Aspekt der energetischen Sanierung zu verbessern, soll-

ten höhere Zuschüsse bereitgestellt werden.  

6. Kleinere Maßnahmen, wie Heizungserneuerungen, die zur energetischen Verbes-

serung von Gebäuden beitragen, sollten ebenfalls förderfähig sein. 

7. Die Förderung sollte generell vereinfacht und flexibilisiert werden. 

8. Wer sich nach erfolgter Sanierung als Vorzeigeobjekt zur Verfügung stellt, sollte 

spezielle gefördert werden, da durch die Vorbildfunktion und Erlebbarkeit die Sa-

nierungsrate erhöht werden kann. 

9. Das Umlegen der Modernisierungskosten in voller Höhe (derzeit 8% (vgl. BGB, S. 

151)) wird teils nicht für durchsetzbar gehalten, da je nach Mietmarkt eine schlech-

tere Vermietbarkeit der Mietfläche und damit möglicherweise ein Mietverlust ent-

steht.  

10.  Eine auf Vorbildwirkung ausgerichtete Quartiersentwicklung, sowie starke Zusam-

menarbeit zwischen Kommunen und Verbraucherzentralen, birgt großes Potential. 

3.6 Studie 5 - Möglichkeiten und Grenzen des Ersatzneubaus 
Als Beitrag zu Energieeinsparung und Klimaschutz bei 
Wohngebäuden – Forschungsprojekt des BBSR 

 

Einleitung und Zielstellung: 

In diesem, durch das BMVBS (Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwick-

lung) sowie BBSR (Bundesinstitut für Bau, Stadt- und Raumforschung) beauftragte For-

schungsprojekt, geht es um die Herleitung von relevanten Einflussfaktoren sowie Motiven, 

welche die Entscheidung zwischen einer energetischen Sanierung und eines Ersatzneu-

baus dominieren. Da im Wohnungsbestand teils Gebäude existieren, welche aus techni-

scher sowie wirtschaftlicher Sicht nicht modernisierungsfähig sind, wird die Option des Er-

satzneubaus hier ebenfalls betrachtet. 

Methodisches Vorgehen: 

Bei der Erhebung werden energetische, ökologische sowie immobilienwirtschaftliche Aus-

wirkungen mit Zuhilfenahme von Modellen dargestellt und bewertet. Diese Modelle be-

trachten den Wohnungsbau mittels verschiedener Varianten von MFH’s. Diese variieren in 
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der Anzahl der Wohneinheiten und der Wohnfläche von ca. 590 m² bis 1260 m² (vgl. 

BMVBS, 2012, S. 10). Zudem unterscheiden sie sich in den Baujahren. Vertreten sind Ob-

jekte aus den 1930er, 1950er und 1960er Jahren. Die drei Modellgebäude werden unter 

ebenfalls drei verschieden Handelsoptionen einer Modellrechnung unterzogen. Eine der 

drei Handelsoptionen ist die reine Instandhaltung. Die zweite entspricht der energetischen 

Modernisierung, während die dritte für den Abriss und Ersatzneubau steht. Der zu be-

trachtende Zeitraum liegt hier ebenfalls bei 50 Jahren Nutzungsdauer. Die Modelle wer-

den hinsichtlich der Energie- und Ökobilanz, der Rohstoffinanspruchnahme aber auch im 

Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit geprüft und verglichen.   

Ergebnisse: 

Schlussendlich kommt das Forschungsprojekt zu dem Ergebnis, dass die Rahmenbedin-

gungen und Motive vielfältig und jeweils im Einzelfall zu betrachten sind. Die berechneten 

Werte der Primärenergie über die gesamte Lebensdauer sind bei allen 3 Modellgebäuden 

ähnlich. Der Primärenergiebedarf in der Variante der Instandhaltung ist am höchsten, 

während die energetische Modernisierung nur noch rund 70% der Instandhaltungsvari-

ante benötigt. Der Ersatzneubau befindet sich in einem ähnlichen Bereich, obwohl durch 

seine Neuherstellung die Inanspruchnahme der Primärenergie allerdings etwas höher 

ausfällt. Das Treibhausgaspotential stellt über alle Varianten hinweg eine sehr ähnliche 

Verteilung zum Primärenergiebedarf dar. Weiterhin ist festzuhalten, dass der Mehrauf-

wand an in den Materialien gespeicherten CO2-Emissionen, welcher bei einem Ersatz-

neubau entsteht, durch seinen niedrigeren Heizwärmebedarf amortisiert werden muss. 

Nur so kann er im Vergleich zur Sanierungsvariante ökologisch von Vorteil sein. Demzu-

folge müsste der energetische Standard eines Neubaus bedeutend höher sein, als dies in 

der Modernisierung eines Bestandsgebäudes erreichbar wäre. Die rein ökologische Be-

trachtung würde demnach für eine energetische Modernisierung sprechen, ist jedoch im 

Einzelfall zu betrachten (vgl., ebd., 2012, S. 30-34). 

Bei der immobilienwirtschaftlichen Auswertung ist festzuhalten, dass die veränderte zu er-

zielende Miete, welche sich aus der Modernisierung oder dem Ersatzneubau ergibt, eben-

falls von vielen Faktoren abhängt. Zum einen ist die Höhe der Eigenkapitalverzinsung, der 

Fremdkapitalzins sowie die Bausubstanz des Gebäudes relevant. Zum anderen fließen 

die Dimensionierung der baulichen Anlagen und damit einhergehende Skaleneffekte in 

die immobilienwirtschaftliche Betrachtung ein (vgl., ebd., 2012, S. 37-39). An den aus Ta-

belle 9 zu entnehmenden Ergebnissen, ist beispielsweise deutlich zu sehen, dass Moder-

nisierungskosten in €/m² mit steigender Wohnfläche günstiger werden.     
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Sanierung und Ersatzneubau in Betracht gezogen werden, sind Eigenschaften wie nach-

fragegerechte Wohnungsangebote, Barrierefreiheit, Wohnungsmarktlage oder die Anpas-

sungen an den demographischen Wandel ebenfalls relevant. Aber auch städtebauliche 

Entwicklungen, sowie Quartiersbetrachtungen können Grundlage für einen Ersatzneubau 

sein, welcher Themen wie Flächeneffizienz oder Nachverdichtung in angespannten 

Wohnmärkten berücksichtigt. Bei der generellen Überlegung, energetisch zu sanieren 

oder einen Ersatzneubau zu realisieren, resultiert in beiden Fällen eine höhere Miete aus 

der qualitativ verbesserten Wohnfläche. Dies kann für Bestandsmieter mit geringem Ein-

kommen eine Verdrängung bedeuten (Gentrifizierung) (vgl. BMVBS, 2012, S. 55). Bezüg-

lich der immobilienwirtschaftlichen Betrachtung ist das Thema der Mietpreiserhöhung für 

die Rechtfertigung der Wirtschaftlichkeit des Projekts von Relevanz, da es direkt mit der 

Renditeerwartung des Investors verbunden ist. In entspannten Wohnungsmärkten kann 

dies zu Problemen führen, da die geforderte Miete dort auf Grund des hohen Angebots 

nicht umgesetzt werden kann und Leerstände verursacht (vgl. ebd., 2012, S. 2). Die Ent-

scheidung hängt folglich von vielen externen Faktoren ab. Darunter befinden sich Fakto-

ren wie die Wohnungsmarktlage, soziale Strukturen, städtebauliche Ziele und Defizite so-

wie die vorhandene Kaufkraft von Interessenten.  

Als Schlussfolgerungen und besonders relevante Faktoren für die Entscheidung gelten 

Folgende:  

1. Eigentümersituation (Finanzierungsbedingungen, wirtschaftliche Lage) 

2. Wohnungsmarktlage am Standort (Berücksichtigung der sozialen Entwicklung) 

3. Zustand und Auslastung des Gebäudes 

4. technische Möglichkeiten und Chancen des Ersatzneubaus (mögliche Nutzungsin-

tensivierungen) 

5. Lokales Umfeld der Immobilie und deren Perspektiven (Durchsetzbarkeit der Miet-

preiserhöhung prüfen)  

6. Wohnraumanforderungen und die Prüfung der technischen Umsetzbarkeit im Be-

standsgebäude (demographischer Wandel, Barrierefreiheit) 

7. Ökologische Auswirkungen durch Neuherstellung, sowie der Nutzungsphase aller 

Varianten prüfen 
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3.7 Studie 6 - Wohnungsbau die Zukunft des Bestandes – 

Studie zur aktuellen Bewertung des Wohngebäudebe-

stands in Deutschland und seiner Potenziale, Moderni-

sierungs- und Anpassungsfähigkeit  

Einleitung und Zielstellung: 

Die zwischen September 2021 und Februar 2022 entstandene Studie setzt sich mit der 

Bewertung des deutschen Wohngebäudebestands auseinander. Dabei werden Potentiale 

sowie die Modernisierungsfähigkeit der Bestandsstruktur bewertet. Sie wurde von der Ar-

beitsgemeinschaft für Zeitgemäßes Bauen e.V. (ARGE) durchgeführt und von diversen 

Verbänden in Auftrag gegeben. Darunter befinden sich beispielsweise die Deutsche Ge-

sellschaft für Mauerwerks- und Wohnungsbau e.V. (DGfM) sowie der Bundesverband 

Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen e.V. (BFW). Ziel dieser Studie war es, Po-

tentiale des Bestandes zu erarbeiten, sowie gegebenenfalls Gründe zu erörtern, welche 

für den Bestandsersatz sprechen. 

Methodisches Vorgehen: 

Bei der vergleichenden Betrachtung sind Ergebnisse verschiedenster parallellaufender 

sowie abgeschlossener Studien eingeflossen. Teil der Betrachtung ist eine Auswertung 

von ungefähr 2,9 Mio. Energieausweisdaten, welche durch die F+B - Forschung und Be-

ratung für Wohnen, Immobilien und Umwelt GmbH, durchgeführt wurde. Vergleichszah-

len, welche in die Ergebnisse mit einfließen, beruhen auf laufenden Untersuchungen und 

Auswertungen, welche die ARGE e.V. seit 1946 durchführt.  

Ergebnisse: 

Zu Beginn wird in dieser Veröffentlichung die Dimension des Gebäudebestands und des-

sen zeitlicher Zusammenhang dargelegt. Die insgesamt 19 Mio. Wohngebäude in 

Deutschland lassen sich mit rund 16 Mio. Gebäuden (84 %) den Ein- und Zweifamilien-

häusern und mit rund 3 Mio. Gebäuden den Mehrfamilienhäusern zuordnen. Mit 11,6 Mio. 

Gebäuden wurden mehr als die Hälfte aller Bestandsgebäude vor der 1. Wärmeschutz-

verordnung erbaut und verfügen demzufolge über eine nicht zeitgemäße Energieeffizienz 

(vgl. Wallberg D., 2022, S. 9). Um über den Bestandserhalt oder dessen Ersatz zu ent-

scheiden, gilt es eine Reihe von Kriterien zu betrachten. Angefangen von der Bausub-

stanz und dem technischen Zustand des Gebäudes selbst, über die Grundrissgestaltung 
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und Veränderbarkeit hinweg, bis hin zu den Möglichkeiten der Erweiterung oder qualitati-

ven Verbesserungen zur Barrierefreiheit, gibt es eine Vielzahl von Kriterien, die in die Ent-

scheidungsfindung einfließen. Letztendlich müssen all diese Überlegungen auch in einem 

wirtschaftlich realisierbaren Rahmen umsetzbar sein (vgl. Wallberg D., 2022, S. 28). Be-

trachtet man unter Beachtung genannter Kriterien den Gebäudebestand der 1950er bis 

1970er Jahre, welcher durch Wiederaufbau und sparsamen Materialeinsatz geprägt war, 

so stellen sich die Gegebenheit als wenig modernisierungsfreudig heraus. Von den etwa 

48 Mio. Wohnungen in Deutschland werden 4,1 Mio., d.h. nahezu 10% unter wirtschaftli-

chen Gesichtspunkten als nicht modernisierungsfähig bewertet (vgl. ebd., 2022, S. 30, 31; 

Michelsen, C., Müller-Michelsen S., 2010, S. 450). Das entspricht einem nicht modernisie-

rungsfähigen Gebäudebestand von 285.000 Gebäuden und ergibt im Verhältnis zum ge-

samten Mehrfamilienhausbestand in etwa 9%. Betrachtet man die Ein- und Zweifamilien-

häuser, sind von den 16 Mio. Gebäuden, 1.760.000 Gebäude wirtschaftlich nicht moderni-

sierungsfähig. Das entspricht in etwa 11%. Bei genauer Betrachtung der Baualtersklassen 

der betroffenen Bestandsgebäude bestätigt sich, dass der überwiegende Anteil den Bau-

jahren der 1950er bis 1970er Jahre zuzuordnen ist (vgl. Wallberg D., 2022, S. 31, 32).  

Schwächen dieser Gebäude sind zum Beispiel geringe Wohnungsgrößen, schlechte 

Energieeffizienz, Defizite im Schallschutz, sowie eine schlechte Zugänglichkeit durch feh-

lende Aufzugssysteme (vgl. ebd., 2022, S. 28). Folgend werden die Kriterien, welche für 

den Bestandsersatz relevant sind, genauer erläutert. Der Anspruch, bei Modernisierungs-

maßnahmen die Nutzflächen und Grundrisszuschnitte zu optimieren oder barrierefrei zu 

gestalten, kann durch nicht erweiterungsfähige Kubaturen nicht erfüllt werden. Als weite-

res Kriterium zählt die Geschosshöhe. Fällt diese zu gering aus (lichte Höhe unter 2,40 m) 

sind Maßnahmen wie das Verbauen von Trittschalldämmung oder das Unterbringen von 

Wärmedämmung im Bodenaufbau nicht durchführbar. Diese würden zu einer zusätzlichen 

Minderung der Geschosshöhe führen und rechtliche Diskrepanzen verursachen. In Sach-

sen beispielsweise, sind durch die Sächsische Landesbauordnung „§47 Aufenthalts-

räume“ lichte Raumhöhen, von unter 2,40 m in Aufenthaltsräumen, untersagt (vgl. ebd, 

2022, S. 28; sächsBO, 2023, §47). Darüber hinaus stellen Baumaterialien, welche schad-

haft oder nicht ausreichend tragfähig sind, ein wichtiges Kriterium beim Bestandsersatz 

dar. Probleme können sich beispielsweise bei der Anbringung von Balkonen, Fassaden-

verkleidungen oder sonstigen Eingriffen in die Gebäudehülle oder Dachkonstruktionen 

auftun. Auch der schädliche Baustoff Asbest ist, durch das erst ab 1993 bestehende Ver-

bot, in vielen Bestandsgebäuden zu finden. Neben Dachplatten und Isolierungen wurde 

Asbest auch Klebern, Putzen, Spachtelmasse oder Bodenbelägen beigesetzt. Durch die 
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Freisetzung dieses Baustoffs bei einer Modernisierung können die Kosten für Asbest-Sa-

nierungen ansteigen. Ein weiteres zu berücksichtigendes Kriterium stellt der Schallschutz 

dar. Gerade bei älteren Gebäuden sind zum Teil unerwünschte Schallbrücken vorhanden, 

welche beispielsweise durch fehlende Entkopplung des Treppenhauses von der Decken-

konstruktion bestehen. Auch die generellen Schallschutzeigenschaften der damaligen Ma-

terialien entsprechen zum Teil nicht den heutigen Anforderungen an einen adäquaten 

Wohnraum (vgl. Wallberg D., 2022, S. 29). 

Fazit: 

Eine Modernisierung kann auf Grund bautechnischer und wirtschaftlicher Einflussfaktoren 

nicht bei jedem Bestandsgebäude realisiert werden. Somit ist der Bestandsersatz in die 

zukünftige Wohnraumschaffung zu integrieren. Dennoch ist es richtig, bestehende Ge-

bäude auf die Möglichkeit der Modernisierung zu prüfen. Diese Studie verdeutlicht, dass 

neben den rein ökologischen Kriterien, die zunehmend an Bestandsgebäude gestellt wer-

den, auch andere Kriterien für die Entscheidung zwischen Bestandserhalt oder Bestands-

ersatz von hoher Relevanz sind.  

Anschließend werden in Kurzform die Argumente gegen den Bestandserhalt aufgelistet:  

1. Fehlende Erweiterungsfähigkeit von Kubaturen (geringe Gebäudetiefen) 

2. Zu geringe Geschosshöhen und dadurch fehlende Möglichkeiten der Installation 

von Trittschalldämmung oder Wärmedämmung 

3. Schlechte Bausubstanz und dadurch fehlende Tragfähigkeit für z.B. Balkone, Fas-

sadenverkleidung 

4. Gesundheitsschädliche Baumaterialien wie Asbest und damit einhergehend hö-

here Modernisierungskosten 

5. Aufwändige Barrierebeseitigung 

6. Fehlende Schallschutzeigenschaften 

7. Grundrissstrukturen, die nicht zeitgemäß sind  

8. Generell wirtschaftliche Grenzen der Modernisierungsfähigkeit     
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These: Vorrang von Bestand vor Neubau              
Argumentation 

Nr. 

Titel der 
Studie/ 
Initiative 

Heraus- 
geber 
/ Autor 

Erschei- 
nungs-
jahr 

Art der 
Erhe-
bung Kurzfassung Pro Kontra 

4. 

Einflussfak-
toren auf die 

Sanierung 
im deut-

schen 
Wohnge-

bäude-be-
stand Ergeb-
nisse einer 

qualitativen 
Studie zu Sa-
nierungs-an-
reizen und -
hemmnissen 
privater und 
institutionel-
ler Eigentü-

mer  

Renz, I., 
 Hacke, U. 

2016 
qualita-

tiv 

- Interview mit insge-

samt 37 Eigentümern 

- Abfrage von Einfluss-

faktoren positiv/nega-

tiv gegenüber energe-

tischer Sanierung 

- ökonomische Gründe 

sind die Häufigsten 

- weiter sind es ökolo-

gische (bessere Ener-

gieeffizienz), oder per-

sönliche (z.B. auf 

Grund des Alters eher 

abgeneigt/ fehlende 

Nutzungsperspektive) 

- energetische Bestandssanie-

rung aus ökologischen Über-
zeugungen der Eigentümer 

oder auf Grund des Einflusses 

Dritter 

- Erhalten von Förderung für 

eine energetische Sanierung 

- ökonomische Beweggründe, 

z.B. fehlende Durchsetzbar-

keit höherer Mieten nach der 

Modernisierung durch ent-

spannte Mietmärkte 

- von verbesserter Energieeffi-

zienz u. einhergehender Ener-

giekosteneinsparungen profi-

tiert Vermieter nicht 

- Anwendung von Innendäm-

mung, Verkleinerung der 

Mietfläche → finanziell un-

vorteilhaft 

- Angst vor Schäden durch 

Feuchtigkeit an der Bausub-

stanz, wie Schimmel, welche 

durch Dämmmaßnahmen ent-

stehen können 

- Richtlinien stellen ein 
Hemmnis dar 
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These: Vorrang von Bestand vor Neubau             
Argumentation 

Nr. 

Titel der 
Studie/ Ini-
tiative 

Heraus- 
geber 
/ Autor 

Erschei- 
nungs-
jahr 

Art der 
Erhe-
bung Kurzfassung Pro Kontra 

5. 

Möglichkei-
ten und 

Grenzen des 
Ersatzneu-

baus Als Bei-
trag zu Ener-

gieeinspa-
rung und Kli-
maschutz bei 
Wohngebäu-

den  

BMVBS (Bun-
desministe-

rium für Ver-
kehr Bau und 
Stadtentwick-

lung) 

2012 
quantita-

tiv 

- modellhafte Erhebung 

von energetisch, ökologi-

schen, und immobilienwirt-

schaftlichen Auswirkungen 

mittels verschiedener Mo-

dellgebäude, welche 3 

Handelsoptionen gegen-

übergestellt werden (In-

standhaltung, energetische 

Modernisierung, Ersatz-

neubau) 

- Rahmenbedingungen und 

Motive sind vielfältig und 

im Einzelfall zu betrachten  

- neben energetischen 

Gründen, sind auch nach-

fragegerechter Wohnraum, 

Barrierefreiheit, Mietpreis, 

Lage, etc. zu beachten 

- Neubau wäre durch höhere Mie-

ten nicht zu vermarkten 

- Marktfähigkeit des Bestandes 

durch unkomplizierte Sanierung ein-

fach zu halten 

- Bausubstanz ist in gutem Zustand 

- Sanierungsmaßnahmen sind prob-

lemlos umsetzbar 

- energetische Einsparung durch ei-

nen Ersatzneubau sind nicht deut-

lich größer 

- energetische Gesamtbilanz über 

Lebenszyklus bei Bestandserhalt 

vorteilhaft gegenüber Ersatzneubau 

- Bestandserhalt und Modernisie-

rung führt zu geringer steigenden 

Mieten gegenüber Neubau → posi-

tiver sozialer Aspekt 

- Wahrnehmung eines Neubaus als 

Fremdkörper im Quartier  

- Abriss kann zu unwiederbringli-
cher Zerstörung städtebaulich at-
traktiver Gebäude führen 

- Sanierungsmaßnahmen sind 
nicht wirtschaftlich vertretbar 

- noch bestehender Buchwert 

- laufende Finanzierung 

- beschädigte, schlechte oder 
kontaminierte Bausubstanz 

- Grundrissstruktur nicht an heu-

tige Wohnraumbedürfnisse an-

passbar 

- Neubau würde eine bessere Flä-
cheneffizienz erwirken 

→ energetische Gesamtbilanz 

über Lebenszyklus bei Ersatzneu-

bau vorteilhaft gegenüber Be-

standsgebäude 

- Ersatzneubau als Möglichkeit 

städtebauliche Missstände wie 

z.B. Kubatur oder soziale Brenn-

punkte zu beseitigen  

→ Chance für eine zeitgemäße 
Quartiersentwicklung 
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These: Vorrang von Bestand vor Neubau             
Argumentation 

Nr. 

Titel der Stu-
die/ Initia-
tive 

Heraus- 
geber 
/ Autor 

Erschei- 
nungs-
jahr 

Art der 
Erhe-
bung Kurzfassung Pro Kontra 

6. 

Energieeffizi-
enz im Altbau: 
Werden die Sa-
nierungspoten-

ziale über-
schätzt? 

Michelsen, 
C., 

 Müller-Mi-
chelsen, S. 

2010 
quanti-

tativ 

- Analyse und Bewer-

tung eines Datensat-

zes der ista Deutsch-

land GmbH, welcher 

rund 200.000 Energie-

ausweise beinhaltet 

- Erarbeiten der durch-

schnittlichen Energie-

kennwerte 

- Erarbeiten der Sanie-

rungspotentiale an-

hand verschiedener 

Bauteile 

- die Sanierungspoten-

tiale variieren mit dem 

Baualter 

- Gebäude der Baual-

tersklasse 1950 - 1970 

haben das stärkste Po-

tential 

- hohe Sanierungspotentiale 

der Gebäudealtersklassen 

1950 bis 1970 

- Gebäude um die Jahrhun-

dertwende weisen bereits 

einen vorteilhaften Energie-

bedarf auf (durch hohe 

Wandstärken aus Vollziegel, 

sowie zeitgemäße Geschoss-

höhen) 

- Gebäude ab den 2000er 

Jahren weisen bereits nied-

rige Energiebedarfe auf         

(<100 kWh/m² a) 

- durch schwache Bausub-
stanz von Gebäuden der 

1960er Jahre → Installation 

von 3-fach-Verglasung nicht 

immer möglich 

- durch sparsame Errichtung 

der Dachstühle in den 

1920er und 1930er Jahren 

→ problematische Anbrin-

gung von Dämmung am 

Dach 

- Investitionskosten stehen 
zu erzielbaren Mieten nicht 
im Verhältnis 
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4  Diskussion 

Im Folgenden sollen die zuvor analysierten Studien diskutiert werden. Die Diskussion zielt 

darauf ab, die Ergebnisse in den theoretischen Rahmen sowie den aktuellen Wissenstand 

einzuordnen. Bei der Auswertung werden außerdem Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

zwischen den Studien untersucht. Abschließend werden dann Ausblicke und Handlungs-

empfehlungen für die zukünftige Forschung, Bauwirtschaft und politische Prozesse gege-

ben und Limitationen der Forschung aufgezeigt. Bei der Wahl der Studien wurde darauf 

geachtet, dass sich das Erscheinungsjahr in zeitlicher Nähe befindet, um die Aussagen so 

aktuell wie möglich zu halten. Die recherchierten 6 Studien, sowie eine Veröffentlichung 

der Initiative Abrissmoratorium sind in dem Zeitraum von 2010 bis 2023 erschienen. Wei-

ter entsteht durch die Einbeziehung quantitativer als auch qualitativer Studien ein breit 

aufgestelltes Bild. Der Anspruch, dass alle betrachteten Studien eine klare Argumentation 

bezüglich der These „Vorrang von Bestand vor Neubau“ aufweisen, musste schnell ver-

worfen werden. Natürlich existiert noch keine Vielzahl an Veröffentlichungen, welche sich 

explizit mit der Argumentation für oder gegen die genannte These beschäftigt. Jedoch war 

es möglich, Studien zu recherchieren, welche gewisse Schnittmengen mit dem Thema 

aufweisen. Ziel ist es nun, diese Schnittmengen in eine sinnvolle Beziehung zueinander 

zu setzen. Grundlage hierfür bilden die Ergebnisse der erarbeiteten Übersichtstabelle des 

Kapitels 3.8 Übersichtstabelle der betrachteten Studien. Die darin aufgeführten Argu-

mente der Pro- sowie Kontra-Spalte beschreiben zum Teil harte Argumente, als auch For-

derungen, die sich aus den Studien ergeben und für, sowie gegen die These „Vorrang 
von Bestand vor Neubau“ sprechen. 

4.1 Gegenüberstellung der Ergebnisse 

 

Einleitend ist festzuhalten, dass drei der untersuchten Studien Argumente zugunsten des 

Vorrangs von Bestand vor Neubau liefern, während vier der sieben vorliegenden Veröf-

fentlichungen vorwiegend Argumente gegen den Vorrang von Bestand beschreiben. Die 

Ursachen für die divergierenden Standpunkte der Argumentation finden sich, wie auch in 

Kapitel 2 thematisiert, in der ökonomischen, ökologischen sowie soziokulturellen Dimen-

sion als auch in der Folge gesetzlicher Rahmenbedingungen.  
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Die größte Gemeinsamkeit, welche die Studien teilen, ist die Betrachtung der ökonomi-

schen Situation. Drei der sechs Studien bemängeln die Wirtschaftlichkeit einer energeti-

schen Sanierung. Bei Renz I. hat sich dies durch eine qualitative Studie herausgestellt, 

während bei dem BMVBS und Walberg das Ergebnis ein Teil modellhafter sowie datenba-

sierter Auswertungen ist. Eine Ursache, welche dabei genannt wird, ist das fehlende Ver-

hältnis zwischen Investitionskosten und erzielbaren Mieten. Diesbezüglich werden mehr-

fach entspannte Wohnungsmärkte in Verbindung gebracht, in welchen eine Mieterhöhung 

zur Refinanzierung der Investitionskosten die Wahrscheinlichkeit von Leerstand erhöht 

(vgl. Walberg D., 2022, S. 30; Renz I., 2016, S. 82; BMVBS, 2012, S. 55). Um dem entge-

genzuwirken, wäre eine stärkere Subvention energetischer Sanierungen von Seiten des 

Staates ein sinnvolles Mittel. Eine Diskussion und Neuausrichtung der Förderungen im 

Wohnungsbau wird ebenfalls durch das Positionspapier „Neues europäisches Bauhaus“ 

thematisiert (vgl. BMI, 2021, S. 32). Eine Gemeinsamkeit, welche ebenfalls von vielen 

Studien geteilt wird, ist die Forderung oder das Ergebnis der jeweiligen Erhebung, CO2 

Emissionen einsparen zu müssen. Dies wird als Argument für den Vorrang von Bestand 

eingeordnet, da wie in der Studie „Energetische Sanierung von Bestandsgebäuden oder 

Neubau“ ersichtlich wurde, die dort errechnete CO2-Verursachung der energetischen Sa-

nierung, bei gerade einmal 2% der CO2-Verursachung liegt, welche durch einen Abriss 

und Neubau emittiert werden würde (Steger, 2022, S. 18, 25, 32). Diese Zahlen stellen al-

lerdings nur den reinen Bauprozess dar und berücksichtigen noch nicht die Nutzungs-

phase. Diese spielt jedoch eine entscheidende Rolle bei einer nachhaltigen Betrachtung 

der Lebenszyklusphase einer Immobilie (vgl. Friedrichsen, 2018, S. 3, 6). Zu der Rele-

vanz der Nutzungsphase im Kontext der Lebenszyklusbetrachtung, wird bei der Modellie-

rung der Studie „Energetische Sanierung von Bestandsgebäuden oder Neubau“ von Ste-

ger S. (2022), eine weitere wichtige Aussage getroffen. Die Ergebnisse des Modells legen 

nahe, dass das CO2-Äquivalent, welches über eine Nutzungsdauer von 50 Jahren durch 

ein energetisch saniertes Gebäude ausgestoßen wurde, das eines vergleichbaren Neu-

baus übersteigen kann (vgl. Steger S., 2022, S. 7). Hier kann wiederum die zu Betrieb des 

Warmwassers und der Heizenergie genutzte Technik einen positiven Unterschied erwir-

ken (vgl. ebd., 2022, S. 7). Die relevante Wichtung der Nutzungsphase, für die Argumen-

tation des Vorranges von Bestand vor Neubau, hat auch die Studie „Möglichkeiten und 

Grenzen des Ersatzneubaus Als Beitrag zu Energieeinsparung und Klimaschutz bei 

Wohngebäuden“ gemein. Diese beschreibt unter den ökologischen Aspekten der Abwä-

gung, eine Prüfung der energetischen Gesamtbilanz, welches den gesamten Lebenszyk-

lus betrachtet. Je nachdem wie diese ausfällt, ist sie ein Argument für, oder andernfalls 
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gegen den Neubau (vgl. BMVBS, 2012, S. 16). Diese Vergleichbarkeit wird beispielsweise 

durch die Berücksichtigung des gebäudebedingten Energiebedarfs in einer Ökobilanz ge-

währleistet, welche in Kapitel 2.2.3 Ökologische Dimension erklärt ist. Im Kontext des-

sen ist die Forderung, graue Energie zu erhalten, welche durch den Baukulturbericht 

2022/23 gestellt wurde, zu nennen. Im Sinne des Klimaschutzes ist die Verwendung von 

Primärenergie zur Herstellung sowie beim Rückbau von Gebäuden zu vermeiden (vgl. 

Nagel R., 2023, S. 62). Folgende weitere Gemeinsamkeiten ergeben sich ebenfalls aus 

der Argumentation gegen den Vorrang von Bestand vor Neubau. In allen der vier Studien, 

welche Gegenargumente beinhalten, wird das Thema Bausubstanz aufgegriffen (vgl. Wal-

berg D., 2022, S. 28, 30; Renz I., 2016, S. 56, 70; BMVBS, 2012, S. 16; Michelsen C., 

Müller-Michelsen S., 2010, S. 452). Die Bedeutung dieser Bewertung fand bereits in Kapi-

tel 2.2.2 Ökonomische Dimension Berücksichtigung, wobei eine ausführliche Erörterung 

anhand objektiv quantifizierbarer Indikatoren erfolgte. In den Studien werden Grundriss-

strukturen, welche den heutigen Wohnraumanforderungen nicht mehr entsprechen (vgl. 

Walberg D., 2022, S. 27; BMVBS, 2012, S. 16), oder Geschosshöhen, die das Anbringen 

von Trittschalldämmung und Wärmedämmung an den Decken nicht ermöglichen, bemän-

gelt (vgl. Walberg D., 2022, S. 28, 30). Heutige Anforderungen an Wohnraum, wie ent-

sprechende Schallschutzeigenschaften, können somit nicht erfüllt werden. Außerdem wird 

kontaminierte Bausubstanz, z.B. durch Asbest, welche einen finanziellen Mehraufwand 

bei der Modernisierung bedeutet, durch zwei Studien benannt (vgl. BMVBS, 2012, S. 16; 

Walberg, 2022, S. 29). Nicht zuletzt ist die statische Eigenschaft der Bausubstanz ein 

Problem, welche sich durch den problematischen Einbau von Dreifachverglasung oder 

durch die unmögliche Umsetzbarkeit von zusätzlichen Balkoninstallationen widerspiegelt 

(vgl. Walberg D., 2022, S. 29; Michelsen C., Müller-Michelsen S., 2010, S. 452). Auch die 

Befürchtung von durch Feuchtigkeit begründeten Schimmel, der an der Bausubstanz 

durch Dämmmaßnahmen entstehen kann, ist Thema in der Argumentation (vgl. Renz I., 

2016, S. 58). Die baulichen Herausforderungen, welche sich aus diesen Argumenten er-

geben, sind in manchen Fällen durch einen hohen finanziellen Aufwand zu bewältigen. 

Diesen wird ein Eigentümer oder Investor bei mangelnder Wirtschaftlichkeit jedoch nur in 

seltenen Fällen aus rein ökologischen Überzeugungen durchsetzen. Die Eintrittswahr-

scheinlichkeit eines solchen Falls ist noch eher gegeben, wenn ein Eigentümer zeitgleich 

Selbstnutzer des Gebäudes ist, da er somit direkt von verbessertem Wohnkomfort und 

der optimierten Energieeffizienz profitieren kann (vgl. Renz I., 2016, S. 82, 83). Ist der Ei-

gentümer kein Selbstnutzer, kann der Staat durch Förderungen Anreize schaffen. Diese 

ergeben sich beispielsweise aus den Richtlinien der Bundesförderung für effiziente Ge-

bäude, welche im Kapitel 2.2.1. Gesetzlicher Rahmen beschrieben werden. Ebenfalls in 
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diesem Kapitel abgehandelt, wurde das GEG, welches unter anderem die Anforderungen 

an bestehende Gebäude regelt. Die beispielsweise dort festgelegten Anforderungen an 

die veränderten Bauteile in Form von festgesetzten Wärmedurchgangskoeffizienten, gel-

ten ab der Veränderung oder dem Ersatz von über 10% einer Bauteilgruppe (vgl. GEG, 

2020, §48). In Anbetracht dieser Tatsache, sowie vieler weiterer gesetzlicher Rahmenbe-

dingungen, ist es nicht verwunderlich, dass derartige Richtlinien einen deutlichen Einfluss 

auf Sanierungs- als auch Neubauentscheidungen von Eigentümern haben. Dieser Sach-

verhalt stellt sich auch in der Studie 4 mittels einer qualitativen Erhebung, als ein Hemm-

nis gegenüber einer energetischen Sanierung heraus (vgl. Renz I., 2016, S.36). Ein Argu-

ment, welches andererseits für den Bestandserhalt spricht, ist die Notwendigkeit einer 

Minderung der Flächeninanspruchnahme. Dieses Argument wurde in der Studie „Wege in 

eine ressourcenschonende Treibhausgasneutralität“ von Purr K. erwähnt und geht mit der 

Forderung, die Wohnfläche pro Kopf auf 41 m² zu begrenzen, einher (vgl. Purr K., 2022, 

S. 162). Eine Verringerung der Flächeninanspruchnahmen wird auch durch das „Neue eu-

ropäische Bauhaus“ gefordert (vgl. BMI, 2021, S. 24). Damit ist eine suffiziente Flächen-

nutzung anzustreben, welche die Notwendigkeit von Neubau verringern kann und den Fo-

kus auf den Bestand richtet. Aber auch soziale Beweggründe sollten bei der Abwägung 

Berücksichtigung finden. So haben die Studie „Möglichkeiten und Grenzen des Ersatz-

neubaus …“ des BMVBS und der offene Brief der Initiative „Abriss Moratorium“ das Ein-

beziehen der Gentrifizierung gemein (vgl. BMVBS, 2012, S. 48; vgl. offener Brief an Klara 

Geywitz, 2022, S. 1). Diese kann jedoch auch bei Mieterhöhungen in Folge von qualitativ 

aufgewerteten Wohnflächen durch eine energetische Sanierung an Bestandsgebäuden 

eintreten. Auch städtebauliche Beweggründe werden von der Studie 5 mit in Betracht ge-

zogen. Dies erfolgt jedoch mit Argumenten für beide Seiten. Zum einen besteht durch ei-

nen Abriss zwar das Risiko, städtebaulich erhaltenswerte Gebäude zu verlieren. Anderer-

seits eröffnet sich durch einen Neubau jedoch die Möglichkeit einer optimierten Flächenef-

fizienz sowie gegebenenfalls die Chance, soziale Brennpunkte aufzulösen oder gar zu ei-

ner städtisch gewollten Quartiersentwicklung beizutragen (vgl. BMVBS, 2012, S. 17). Eine 

hohe Flächeneffizienz trägt wiederum zu einer ökologisch positiven Bewertung von Ge-

bäuden bei (vgl. DGNB, 2018, S. 275). Dies steht jedoch als alleiniges Argument keines-

falls in Relation zum Energie- und Emissionsaufwand, welcher durch einen Neubau verur-

sacht wird. Dennoch ist es bei einer ganzheitlichen Betrachtung verschiedenster Faktoren 

ebenfalls zu berücksichtigen. 

Logischerweise ist festzuhalten, dass all die oben genannten Argumente jeweils alleinste-

hend nicht wirksam genug sind, um den Vorrang von Bestand oder einem Ersatzneubau 

zu begründen. In Kombination mit anderen Argumenten entsprechend dem betrachteten 
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Einzelfall, kann jedoch aus ihnen die Erwägung des Ersatzneubaus ein mögliches Ergeb-

nis sein.  

Abschließend lässt sich, unter Berücksichtigung der aufgeführten Diskussionspunkte die 

Forschungsfrage: „Welche Argumente sprechen aus ökologischer, ökonomischer 

und sozialer Sicht für oder gegen den Vorrang von Bestand vor Neubau?“, durch 

eine Vielzahl an Argumenten innerhalb der verschiedenen Dimensionen beantworten. 

Diese sind der Übersichtstabelle, sowie der vorstehenden Diskussion zu entnehmen. Wie 

bereits ausführlich aufgezeigt, gibt die aktuelle Studienlage und die Komplexität der Ent-

scheidung keine allgemeingültige Antwort auf die aufgestellte These. Eine Reihe von Ar-

gumenten und Fragestellungen sind sehr objekt- bzw. eigentümerspezifisch und daher im-

mer im Einzelfall zu betrachten. Die Beantwortung der ebenfalls aufgestellten For-

schungsfrage: „Welche rechtlichen Rahmenbedingungen und Instrumente existieren, 

die den Vorrang von Bestand vor Neubau in der städtischen Entwicklung beeinflus-

sen?“, ist im Grunde dem Kapitel 2.2.1 gesetzliche Rahmenbedingungen zu entneh-

men. Neben diesen Erkenntnissen ist anzubringen, dass sich die gesetzlichen Rahmen-

bedingungen laufend ändern sowie fortgeschrieben werden. Die vorliegende Erörterung 

ist somit nicht abschließend und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

 

4.2 Limitationen, Ausblick und Handlungsempfehlung 

 

Die Forschung in diesem Themenbereich erfordert zwangsläufig eine interdisziplinäre 

Herangehensweise, da ökonomische, ökologische als auch soziokulturelle Faktoren in die 

Entscheidungen des Wohnungsbaus einfließen. Darüber hinaus wird die Entscheidung für 

den Bestandserhalt oder den Ersatzneubau durch eine Vielzahl von gesetzlichen Regula-

rien auf EU-Ebene sowie auf nationaler Ebene bestimmt. Allein durch den ständigen Wan-

del des gesetzlichen Rahmens, welcher sich im Gebäudesektor vollzieht, wird der For-

schungsstand nie abschließend sein. Selbst im Laufe der Bearbeitung der vorliegenden 

Bachelorarbeit geschieht eine Überarbeitung des GEG sowie die Weiterentwicklung ver-

schiedener Richtlinien auf EU-Ebene. Beim Thema der zeitlichen Entwicklung ist es au-

ßerdem limitierend, dass einige Studien bereits einige Jahre zurückliegen und dement-

sprechend schwer die aktuelle Entscheidungsgrundlage widerspiegeln. Ebenso ein-
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schränkend ist die Tatsache, dass die Studien sich nicht mit der identischen Forschungs-

frage bzw. demselben Tatbestand beschäftigt haben. Demzufolge sind die resultierenden 

Argumente, für oder gegen den Vorrang von Bestand vor Neubau, zum Teil als Forderun-

gen, bezogen auf eine entsprechende Haltung, formuliert. Des Weiteren ist festzustellen, 

dass Studien, welche genau den Fall einer bevorstehenden Entscheidung zwischen Be-

standserhalt und Ersatzneubau qualitativ an einem Realobjekt untersuchen, im Zuge mei-

ner Recherche nicht auffindbar waren. Dies kann der Aktualität der Fragestellung geschul-

det sein, welche in einer generellen politischen Neuausrichtung gen Klimaneutralität bis 

2050 begründet ist. Vorstehendes geht aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) her-

vor, welches in Kapitel 2.2.1.2 Vorschriften auf nationaler Ebene (BRD) erörtert wurde. 

Die Aktualität der These ist wiederum ebenfalls ein Grund für die noch geringe Argumen-

tationsbasis „Pro Bestand“ vor Neubau, da hierfür erst einmal ein Bewusstseinswandel 

herbeigeführt werden muss, aus welchem sich in Zukunft die Zahl der Studien in diesem 

Bereich erhöhen könnte. 

Zielsetzungen für zukünftige Forschungen könnten demnach sein, definierte Grenzen her-

zuleiten, ab welchen der Ersatzneubau zu empfehlen ist, bzw. bis zu welchen der Be-

standserhalt sinnhaft und vorteilig ist. Diese Grenzen müssten, wie aus dieser Arbeit her-

vorgeht, alle relevanten Bereiche (Ökologie, Ökonomie, Sozikultur, Rechtsrahmen) be-

rücksichtigen und sollten so allgemeingültig wie möglich sein. Als Grundlage dafür könnte 

die wissenschaftliche Untersuchung einer Vielzahl von Realobjekten mit gleichen Rah-

menbedingungen und identischen Rechenparametern dienen, welche zukünftig durchge-

führt werden sollte. Schlussendlich sollte ein systematischer Mechanismus existieren, 

welcher den Vorrang von Bestand vor Neubau gewissermaßen prüft. Teil dieses Mecha-

nismus sollten allgemeingültige Grenzen und Schemen sein, von welchen eine Entschei-

dungsgrundlage abzuleiten ist. Wie mit dem Ergebnis anschließend umgegangen wird, ist 

politisch und gesellschaftlich zu klären. Das Entwickeln eines solchen Mechanismus, 

deckt sich ebenfalls mit den Ansatzpunkten der Neuausrichtung des Positionspapiers 

„Umwelt und Klima schützen – Wohnraum schaffen – Lebensqualität verbessern“ (vgl. 

Schubert S., 2023, S. 26).  Diese beschreiben ein Stufenmodell, nach welchem anhand 

einer Entscheidungsabfolge überprüft wird, welche Art von Bauvorhaben realisiert werden 

soll. Stufe 1 entspricht der energetischen Sanierung des Bestandes, Stufe 2 definiert sich 

durch eine Bestandserweiterung und Stufe 3 entspricht dem Ergebnis, den Neubau durch-

zuführen (vgl. ebd., 2023, S. 26). Bei der Realisierung eines Neubaus, welcher Resultat 

einer Entscheidungskaskade wäre, ist der Ressourcen- sowie Flächenverbrauch so ge-

ring wie möglich zu halten (vgl. ebd., 2023, S. 5). 
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4.3 Bewertung der aktuellen politischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen 

 

In Bezug auf die Annahmen einer klimatischen Veränderung durch den Ausstoß an CO2- 

Emissionen und den umgehend politisch gewollten Wandel des Gebäudesektors in Rich-

tung der Treibhausgasneutralität, sind die gesetzlichen Regularien in Deutschland, sowie 

die europäischen Richtlinien und Verordnungen, welche den Gebäudesektor betreffen, 

gerechtfertigt. Jedoch ist bei der Gesetzgebung darauf zu achten, welche Härte für die 

Bevölkerung, die Wirtschaftsteilnehmer und die deutsche Wirtschaft im Allgemeinen resul-

tiert. Es ist richtig und notwendig, in jedem Sektor so nachhaltig wie möglich zu agieren. 

Jedoch ist es kontraproduktiv, sich als Nation mit seiner Klimapolitik im Vergleich zu ande-

ren Wirtschaftsnationen konkurrenzunfähig zu machen. Denn ohne wirtschaftliche Kraft, 

fehlen in Zukunft auch nötige Mittel, um in die Nachhaltigkeit und den Klimaschutz zu in-

vestieren. Dies bezieht sich auf die Bonität von Konsumenten, Unternehmen, Banken, als 

auch den Staat selbst. Ohne ausreichend finanzielle Mittel in der Volkswirtschaft, ist auch 

die Verfügbarkeit von Fördermitteln für nachhaltige Entwicklungen nicht gegeben. Alle ge-

setzlichen Rahmenbedingungen, welche zum Ziel der Treibhausgasreduktion beitragen, 

haben demnach ihre Berechtigung, sollten dabei jedoch die Grenzen der Ökonomie und 

die Auswirkungen deren Überschreitung in der Gesetzgebung berücksichtigen. Ratsam ist 

das Gebot der Angemessenheit bzw. Verhältnismäßigkeit zu wahren, nach welchem Be-

troffene nicht übermäßig oder unzumutbar von einer staatlichen Maßnahme beeinträchtigt 

werden dürfen und die Maßnahme folglich angemessen ist (vgl. Wienbracke M., 2013, S. 

148).  
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5 Zusammenfassung und Ausblick  

Ziel dieser Arbeit war es, einerseits einen umfassenden Einblick in den Rechtsrahmen zu 

geben, welcher die Entscheidung zwischen Bestandserhalt gegenüber Ersatzneubau be-

rührt. Andererseits galt es herauszuarbeiten, welche Argumente für den Vorrang von Be-

stand vor Neubau sprechen, als auch welche sich gegen diese These stellen. Nach der 

Recherche zum aktuellen Forschungsstand und der Gegenüberstellung der wichtigsten Er-

gebnisse, wird dieses Ziel als erreicht betrachtet. Im Laufe der Diskussion sollte klargewor-

den sein, dass keine abschließende allgemeingültige Entscheidung bezüglich des Vorrangs 

von Bestand vor Neubau getroffen werden kann. Die Argumentation fußt in verschiedens-

ten Bereichen und ist entsprechend der Recherche, im individuellen Einzelfall zu betrach-

ten. Die Wichtung einzelner Argumente und Einflussfaktoren kann im Einzelfall von anderen 

Objekten abweichen, weshalb ist ein eindeutiges und allgemeingültiges Ergebnis nicht 

möglich ist. Als wichtigste Erkenntnis ist wohl festzuhalten, dass ökologisch motivierte 

Handlungen im Sinne des Bestandserhalts, in einem gesunden Maße zur ökonomischen 

Wirtschaftlichkeit stehen sollten. Dies kann durch höhere Mieterträge, Fördermittel oder 

dem generell baulichen Kostenvorteil gegenüber dem Neubau zustande kommen und sollte 

auch noch auf einen zeitlichen Verlauf von mindestens 50 Jahren Nutzungsdauer rentabel 

sein.  

Für Betroffene, welche zukünftig vor der Entscheidung stehen, wie sie mit Bestand verfah-

ren sollten, ist es erstrebenswert, einen Mechanismus zu entwickeln, welcher grundsätzlich 

die Realisierbarkeit des Bestandserhalts mittels einer energetischen Modernisierung prüft. 

Für diese Prüfung gilt es, gewisse Grenzwerte zu erarbeiten, an denen sich orientiert wird 

und welche zugleich einen Beitrag zur Entscheidungsfindung leisten. Inwieweit bei gewis-

sen Ergebnissen der Prüfung die Entscheidung für oder gegen den Bestandserhalt dem 

Betroffenen überlassen wird, oder ob hier eine gesetzliche Vorgabe zum Umgang mit dem 

Prüfungsausgang gefragt ist, gilt es ebenfalls zu prüfen.
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